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Günter Knieps

Günter Knieps*
Innovative Mobilitätsdienst-
leistungen für intelligente 
nachhaltige Städte

Die Städte stehen derzeit im Fokus der Reformdebatte 
des Verkehrs. Hierfür sind vielerlei Gründe zu erken­
nen. Verkehrsüberlastung bis hin zum Verkehrskollaps 
führen zu massiven Zeitverlusten, so dass oft wich­
tige Termine nicht mehr rechtzeitig eingehalten wer­
den können, Fahrten zum Arbeitsplatz oder auch Kun­
dendienste verschlingen eine Unmenge Zeit. Hinzu 
kommen erhebliche Luftverschmutzung und Lärm­
belästigung. Die politische Kontroverse über kurzfris­
tige Ad-hoc-Lösungsansätze wie (temporäre) Fahrver­
bote und kostenlosen ÖPNV hat inzwischen an Fahrt 
gewonnen. Der folgende Beitrag widmet sich demge­
genüber der Problematik, wie aus längerfristiger Pers­
pektive die Verkehrsüberlastung in urbanen Regionen 
und damit einhergehende Umweltbelastungen ange­
gangen werden können. Die von der International Tele­
communication Union (ITU) eingesetzte Focus Group 
on Smart Sustainable Cities (FG-SSC) geht davon aus, 
dass die Städte derzeit über 70% der globalen Treib­
hausgasemissionen und 60–80% des globalen Ener­
giekonsums verursachen. Es wird erwartet, dass der 
Trend der Landflucht in Richtung Städte weltweit 
zunehmen wird und, basierend auf Schätzungen, 70% 
der Weltbevölkerung im Jahr 2050 in Städten leben 
werden.1 

1	 Vgl. www.itu.int/en/ITU-T/focusgroups/ssc/Pages/default.aspx.

Fahrverbote, City-Maut, kostenloser  
öffentlicher Nahverkehr: Wege aus 
dem Verkehrskollaps?

Zu viele Autos, Staus in den Innenstädten, schlechte Luft, hohe Schadstoffemissionen: In vie-
len Städten und Kommunen droht ein Verkehrskollaps. Neue Verkehrskonzepte werden drin-
gend benötigt. In einigen Städten werden unterschiedliche Ansätze verfolgt, um den priva-
ten Autoverkehr in den Innenstädten zu beschränken. In der Diskussion sind Fahrverbote 
für Dieselfahrzeuge, die Einführung einer City-Maut oder die Einrichtung eines kostenlosen 
öffentlichen Nahverkehrssystems. Wie könnte ein Verkehrskonzept der Zukunft gestaltet 
werden?

DIE ROLLE VON STÄDTEN ALS BIG-DATA-ZENTREN

Die weltweiten Initiativen für intelligente nachhaltige 
Städte gehen davon aus, dass Probleme der Verkehrs­
überlastung und Umweltverschmutzung nicht punk­
tuell und isoliert angegangen werden können. Viel­
mehr ist ein ganzheitlicher Ansatz erforderlich, der im 
Kern in der Integration von modernen Informations- 
und Kommunikationsdiensten (ICT) mit den städti­
schen Infrastrukturen liegt. Echtzeitbasierte, adap­
tive Kommunikationssysteme und räumlich differen­
zierte Datenerhebungen ermöglichen den Aufbau 
von Sensornetzen und damit einhergehende Maschi­
ne-zu-Maschine-Kommunikation (Internet der Dinge), 
mit deren Hilfe solch unterschiedliche Bereiche wie 
Energie und Wasser, Transport, öffentliche Sicherheit 
und Notfalldienste, Umwelt und Müllmanagement, 
smarte Gebäude und digitale Haushalte zu intelligen­
ten (smart) Infrastrukturdienstleistungen »upgegra­
ded« werden können (vgl. ITU-T 2015; Knieps 2017b). 
Städte entwickeln sich zunehmend zu Big-Data-Zent­
ren, so dass sich vielfältige Sharing-Aktivitäten entwi­
ckeln können (vgl. OECD 2015). Ein wichtiges Feld für 
die Entwicklung der Nachhaltigkeit von Städten stellt 
die lokale Vernetzung der Erzeugung und des Konsums 
erneuerbarer Energien dar. Damit die Sharing-Poten­
ziale erneuerbarer Energien in Städten genutzt wer­
den können, ist der Aufbau von Microgrids erforder­
lich, so dass die daran angeschlossenen Haushalte in 
ihrer neuen Rolle als Prosumer die lokal erzeugte Ener­
gie (z.B. mittels Photovoltaikanlagen) vor Ort gemein­
sam konsumieren können und dabei diesen Haushalts­
strom z.B. auch für das Tanken von Elektroautos in den 
Schwachlastzeiten nutzen können. Echtzeitbasierte 
sensorgesteuerte Prosumerentscheidungen müssen 
über einen lokalen Plattformanbieter aggregiert wer­

*	 Prof. Dr. Günter Knieps ist Professor an der Albert-Ludwigs-Uni­
versität Freiburg, Abteilung für Netzökonomie, Wettbewerbsökono­
mie und Verkehrswissenschaft.
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den, damit die fehlende Energie vom Verteilnetzbetrei­
ber bezogen werden bzw. überschüssige Energie wei­
terverkauft werden kann (vgl. Knieps 2017a). 

POTENZIALE ICT-BASIERTER MOBILITÄTSDIENST-
LEISTUNGEN IN STÄDTEN

Verkehrsüberlastung und damit einhergehende 
Umweltprobleme sind ein weltweites Phänomen. 
Im Zentrum der aktuellen Reformdebatte stehen 
ICT-basierte Innovationen insbesondere im Straßen­
verkehr, die Sharing-Möglichkeiten im städtischen  
Nahverkehr fundamental erweitern und innovative 
shared Mobilitätsdienstleistungen ermöglichen. Bei­
spiele für innovative Mobilitätsdienste sind Carsha­
ring, Bikesharing, Ride-sourcing-Plattformen (z.B. 
Uber, Lyft), Taxi Apps, App-basierte Rufbusdienste und  
shared Taxis (vgl. Transportation Research Board 
2015). Erhebliche Potenziale für eine Reduktion von 
Staus und Luftverschmutzung durch echtzeitbasiertes 
vernetztes Pooling von Taxidiensten wurden in einer 
großangelegten empirischen Studie für New York City 
aufgezeigt. Als Ergebnis zeigt sich für die Fallstudie New 
York, dass die kumulative Fahrtlänge durch vernetztes 
Taxisharing um mindestens 40% verkürzt werden kann 
(vgl. Santi et al. 2014). Es wird erwartet, dass in Zukunft 
auch das vernetzte voll automatisierte (fahrerlose) 
Fahren an Bedeutung gewinnt (vgl. Wissenschaftlicher 
Beirat beim Bundesminister für Verkehr und digitale  
Infrastruktur 2017). Kontrovers diskutiert wird einer­
seits die Frage, welche Auswirkungen die Entwicklung 
von innovativen shared Mobilitätsdienstleistungen auf 
der Straße auf den traditionellen individuellen Autover­
kehr hat, und andererseits inwieweit öffentliche schie­
nengebundene Verkehrsangebote hierdurch beein­
trächtigt oder gefördert werden. Für die USA zeichnet 
O‘Toole (2017) ein düsteres Bild für den öffentlichen 
Verkehr (public transit), insbesondere aufgrund der 
Konkurrenz durch shared fahrerlose Mobilitätsdienst­
leistungen, die durch Ride-sourcing-Plattformen ange­
boten werden. Aber in vielen Städten spielen schienen­
gebundene Mobilitätsdienstleistungen nach wie vor 
eine zentrale Rolle, zumal auch hier ICT-basierte Inno­
vationen (App-basierte Echtzeitinformationen, E-Ti­
ckets etc.) Einzug halten.

Verschiedene Simulationsstudien untersuchen die 
Potenziale von innovativen shared Mobilitätskonzep­
ten in einem realen urbanen Kontext und unter Ver­
wendung realer Mobilitäts- und Netzdaten für unter­
schiedliche Reformszenarien. Im Fokus steht dabei 
insbesondere die Frage nach den Möglichkeiten einer 
Reduktion der Stauprobleme und damit einherge­
hend auch der Umweltbelastung (vgl. OECD/ITF 2015; 
OECD/ITF 2016; OECD/ITF 2017a; Spieser et al. 2014). So 
wird unterschieden, ob sämtliche private Pkws ersetzt  
werden oder lediglich eine bestimmte Teilmenge, ob 
das ÖPNV-Angebot mit Bussen und Bahnen beibe­
halten wird oder ob Busverkehr ebenfalls durch sha­
red Mobilitätsdienste ersetzt wird, es werden meh­

rere shared Mobilitätsdienste unterschieden, etwa die 
gleichzeitige Beförderung mehrerer Personen oder 
die individuelle sequenzielle Beförderung. Auch wird 
unterschieden, ob die Fahrt mit einem Fahrer durchge­
führt wird oder fahrerlos (voll automatisiertes Fahren). 
Schließlich wird auch die Rolle von Zubringerdiensten 
für Fernverkehr untersucht. 

Ausgangspunkt verschiedener Studien über  
shared Mobilitätsdienstleistungen ist implizit die Frage 
nach den Auswirkungen einer völligen Abkehr von pri­
vaten Pkws. Basierend auf aktuellen Transportdaten 
wird in einer Fallstudie für Singapur (vgl. Spieser et al. 
2014) aufgezeigt, dass bei einem vollständigen Über­
gang zu einer Flotte von fahrerlosen Fahrzeugen ledig­
lich ein Drittel der Gesamtzahl der bisherigen indivi­
duellen Pkws erforderlich ist. Dabei werden auch die 
zusätzlichen Vorteile voll automatisierter fahrerloser 
Fahrzeuge hinsichtlich der Reduktion von Stau, Emis­
sionen und Lärm hervorgehoben, die durch präzises 
Monitoring und umweltschonende Geschwindigkeits­
profile ermöglicht wird. In einer Simulationsstudie von 
shared Mobilitätsdienstleistungen für die größte Stadt 
Neuseelands, Auckland (vgl. OECD/ITF 2017a), wird 
der Einsatz von shared Taxis für bis zu sechs Perso­
nen für Haus-zu-Haus-Beförderung sowie von Taxibus­
sen mit 8–16 Sitzen, die einen »Street-corner-to street- 
corner«-Dienst bei einer Buchung 30 Minuten vor 
Abfahrt anbieten, untersucht, insbesondere die Aus­
wirkungen auf den öffentlichen Transport, Parkraum­
bedarf, Stau und Emissionen. Auch wird der Einfluss des 
Übergangs zu einem voll automatisierten, fahrerlosen 
System analysiert. Das Ergebnis der Simulationsstudie 
zeigt, dass sich bei einem vollständigen Übergang von 
privaten Autofahrten zu shared Mobilitätsdiensten die 
gesamte zurückgelegte Distanz aller Fahrzeuge halbie­
ren würde; ebenso würden sich Emissionen und Stau­
aufkommen halbieren.

Aber selbst wenn nur eine Teilmenge der Auto­
fahrer zu shared Mobilitätsdiensten wechseln würde, 
wäre dadurch bereits eine signifikante Reduktion der 
Gesamtzahl gefahrener Kilometer und CO2-Reduk­
tionen zu erwarten. Falls die Fahrzeugflotte aus Elek
trofahrzeugen besteht, wären zusätzliche erhebli­
che CO2-Reduktionen zu erwarten. Shared Mobilitäts­
dienste können auch als Zubringer für Eisenbahn und 
Schnellbusse dienen, so dass dadurch auch die Nut­
zung des hochkapazitätsfähigen öffentlichen Trans­
ports ansteigen würde (vgl. OECD/ITF 2017a, S. 6 f.). In 
einer Simulationsstudie für den realen urbanen Kon­
text der Stadt Lissabon (als Beispiel für eine mittel­
große europäische Stadt) werden u.a. die Auswirkun­
gen der Einführung einer Flotte von shared fahrerlo­
sen Autos untersucht, die entweder mehrere Fahrgäste 
gleichzeitig (»TaxiBots«) oder sequentiell einzelne Fahr­
gäste befördern (»AutoVots«). Dabei wird davon ausge­
gangen, dass diese Fahrzeuge sämtliche individuel­
len Pkws und den Busverkehr ersetzen, dass jedoch 
der hochkapazitätsfähige schienengebundene öffent­
liche Verkehr beibehalten wird (vgl. OECD/ITF 2015). 
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Ein zentraler Plattformanbieter (»Dispatcher«) über­
nimmt die Koordination der Fahrzeuge, die dynamisch 
auf dem Straßennetz geroutet werden, um Passagiere 
aufzunehmen und an ihrem Zielort wieder abzugeben. 
Abhängig von heterogenen Reisebedürfnissen werden 
unterschiedliche Qualitätsstandards hinsichtlich War­
tezeit, Fahrzeit, Einzelbeförderung oder Gruppenbe­
förderung bereitgestellt. Es wird in den Simulations­
studien davon ausgegangen, dass die Fahrten nach der 
zentralen Einführung von TaxiBots und AutoVots nicht 
mehr mit individuellen Pkws und Bussen durchgeführt 
werden und dass die Gesamtzahl der Fahrten hinsicht­
lich Abfahrort, Zielort und Zeitpunkt gleichbleibt. Als 
Ergebnis zeigt sich, dass ein zentrales TaxiBot-System 
kombiniert mit hochkapazitätsfähigem schienenge­
bundenem Verkehr für die Durchführung dieser Fahr­
ten lediglich 10% der Fahrzeuge benötigt. Insgesamt 
würden 6% mehr Fahrkilometer zurückgelegt wer­
den, falls nicht nur die bisherigen privaten Fahrzeuge 
und Taxis, sondern auch die Busfahrten ersetzt wer­
den. Das Stauproblem in Spitzenlastzeiten würde nach 
Einführung eines TaxiBot-Systems in Kombination mit 
öffentlichem schienengebundenem Verkehr erheb­
lich reduziert, da 65% weniger Fahrzeuge in Spitzen­
lastzeiten im Einsatz wären (vgl. OECD/ITF 2015, S. 5). 
In einer Folgestudie (vgl. OECD/ITF 2016) wird das Set­
ting des shared Transportdienstleistungsangebots 
verändert, indem die Einzelbeförderung in AutoVots 
aufgehoben ist. Stattdessen wird unterschieden zwi­
schen shared Mobilität mittels On-Demand-Taxis mit 
sechs Sitzen (»shared taxis«) einerseits und Taxibus­
sen für acht Personen sowie Minibussen für 16 Perso­
nen, die »Stops on demand« anbieten. Eisenbahn- und 
U-Bahn-Angebote bleiben nach wie vor unverändert. 
Als Ergebnis zeigt sich, dass der Stau verschwindet, 
die Emissionen des Verkehrs um ein Drittel verringert 
werden und 95% weniger Parkraum benötigt wird. Die 
Fahrzeugflotte würde lediglich 3% der heutigen Anzahl 
Fahrzeuge umfassen (vgl. OECD/ITF 2016, S. 8). Die 
positiven Auswirkungen hinsichtlich des Abbaus von 
Staus und Umweltbelastungen werden bei einer Aus­
weitung auf den Großraum Lissabon noch übertroffen, 
wobei auch die komplementäre Zubringerfunktion von  
shared Mobilitätsdienstleistungen für den schienen­
gebundenen Verkehr eine stärkere Bedeutung erlangt 
(vgl. OECD/ITF 2017b). 

FAZIT

Die in den Simulationsstudien aufgezeigten Stau­
reduktionspotenziale und die damit einhergehende 
Reduktion der Luftverschmutzung zeigen, dass ein 
Verharren im Status quo von Verkehrsüberlastung 
bis hin zum Verkehrskollaps kein Naturgesetz ist. 
Die Potenziale für ICT-basierte shared Mobilitäts­
dienstleistungen sollten sich voll entfalten können, 
um Anreize für eine Abkehr von individualisiertem 
Pkw-Verkehr zu setzen. Gleichzeitig gilt es, die Poten­
ziale des schienengebundenen hochkapazitätsfähi­

gen Verkehrs für ICT-basierte Mobilitätsdienstleistun­
gen zu nutzen. 
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Thomas Griese

Thomas Griese* 
Wege zu einer sauberen 
Mobilität
WAS IST DAS ZIEL?

Im Vordergrund aller Überlegungen muss die Gesund­
heit der Bürgerinnen und Bürger stehen. Das Umwelt­
bundesamt (UBA) hat vor wenigen Wochen eine 
alarmierende Studie vorgelegt. Demnach sterben jähr­
lich rund 6 000 Bundesbürger vorzeitig an Herz-Kreis­
lauf-Erkrankungen, die von Stickoxiden ausgelöst wer­
den. Dass es sich bei dieser Zahl um einen statistisch 
errechneten Wert handelt, ändert nichts an seiner Aus­
sagekraft und spricht uns erst recht nicht von der Ver­
pflichtung frei, hier schnell und entschieden zu han­
deln. Eine zukunftsgerechte Politik muss in erster Linie 
saubere Luft auch in den stark belasteten Innenstädten 
zum Ziel haben.

Auf der anderen Seite stehen die berechtigten 
Mobilitätsbedürfnisse der Bevölkerung. Mobilität ist 
ein Grundbedürfnis in unserer Gesellschaft. Arbeit, 
familiäre und soziale Verbindungen, Freizeitaktivitä­
ten, ehrenamtliches Engagement, kurz unser gesamtes 
gesellschaftliches Leben, setzt Mobilität voraus. 

Nicht zuletzt: Die Mobilitätsindustrie, insbeson­
dere die Autoindustrie stellt einen wichtigen Wirt­
schaftsfaktor und großen Arbeitgeber dar. In keiner 
anderen Volkswirtschaft hat die Autoindustrie einen 
derartigen Anteil an der Wertschöpfung – mit einem 
jährlichen Umsatz von gut 400 Mrd. Euro. Vor allem der 
Export ist für die deutschen Hersteller von immenser 
Bedeutung. Die Ausfuhren summierten sich 2016 auf 
mehr als 228 Mrd. Euro. Allerdings sind die Autoher­
steller gerade dabei, durch die Manipulation von Die­
selautos weltweit ihren ehemals guten Ruf zu ruinieren 
und damit ihre eigenen Zukunftschancen leichtfertig zu 
verspielen. Während Deutschland die Automobilher­
steller nach wie vor nicht in die Pflicht nimmt, reagieren 
wichtige Märkte wie China mit rigorosen Vorgaben auf 
die immense Luftverschmutzung und geben feste Quo­
ten für Elektroautos vor. Der Export deutscher Automo­
bile nach China oder die USA hat nur dann eine Zukunft, 
wenn die Autoindustrie bei den Schadstoffemissionen 
tragfähige Lösungen anbietet anstatt Tricksereien. 

Damit ist das Ziel klar: Saubere Mobilität.

WARUM WIRD ZURZEIT VOR ALLEM ÜBER 
FAHRVERBOTE DISKUTIERT?

Dass derzeit in Deutschland überhaupt über Fahrver­
bote diskutiert werden muss, haben die Bundesregie­
rung und die Autoindustrie mit ihrem Verhalten selbst 
zu verantworten. Seit 2015 bekannt wurde, dass VW 
und andere Hersteller durch Software-Manipulatio­
nen die Abgasreinigung ihrer Dieselfahrzeuge im Real­

betrieb weitgehend abgeschaltet hatten, so dass die 
Schadstoffgrenzwerte lediglich auf dem Prüfstand ein­
gehalten wurden, wurde nur abwehrend und verwei­
gernd agiert. 

–	 Das Software-Update, das von den Pkw-Herstellern 
und der Bundesregierung als kurzfristig greifende 
und effektiv wirksame Maßnahme angekündigt 
wurde, erweist sich immer mehr als ein Schlag ins 
Wasser. Von 5,3 Mio. Dieselfahrzeugen in Deutsch­
land, die laut Bundesministerium für ein Soft­
ware-Update in Frage kommen, wurden bis Februar 
lediglich 2,5 Mio. Fahrzeuge umgerüstet. Die Schad­
stoffreduzierung durch diese Updates soll laut  
Hersteller ohnehin je nach Modell nur bei 10–30% 
liegen. Völlig im Abgasnebel liegt aber, ob selbst 
diese bescheidenen Verbesserungen im realen 
Fahrbetrieb überhaupt erreicht werden. Die Abgas­
manipulationen bestanden ja darin, dass die Her­
steller Abschalteinrichtungen für die Abgasreini­
gungsanlagen eingebaut hatten, so dass sie schon 
bei Temperaturen von unter 10 Grad Celsius nicht 
mehr arbeiteten. Damit kamen sie im überwiegen­
den Teil des jährlichen Pkw-Betriebs gar nicht zum 
Einsatz. Darüber, in welchen Temperaturberei­
chen die Reinigungsanlagen jetzt nach dem Soft­
ware-Update arbeiten, schweigen sich das Bun­
desverkehrsministerium und die Hersteller aus. Die 
Hersteller deklarieren solche Angaben als Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, und das Bundesver­
kehrsministerium deckt diese Praxis. So verwun­
dert es nicht, wenn die Gerichte diese Maßnahme 
nicht als Alternative zu Fahrverboten akzeptieren.

–	 Nach wie vor sieht das Bundesverkehrsminis- 
terium keine Pflicht der Hersteller zu einer kosten­
freien Hardware-Nachrüstung. In den USA und in 
Kanada wurden die vom Dieselgate betroffenen 
Fahrzeuge dagegen anstandslos nachgerüstet. Die 
Argumentation der Hersteller, dies sei technisch 
nicht möglich oder wirtschaftlich nicht tragbar, 
wird damit ad absurdum geführt. Eine aktuelle Stu­
die des ADAC hat ja gerade gezeigt, dass technische 
Lösungen sehr wohl möglich sind und die Stickoxi­
demissionen um 50–70% gesenkt werden können. 

	 Die Bundesregierung kann sich auch nicht dahin­
ter verstecken, dass die erteilten Betriebszulas­
sungen Bestand hätten und daher eine Nach­
rüstung auf Kosten der Hersteller nicht angeord­
net werden könnte. Denn diese Zulassungen sind 
durch die Manipulationen und das Verschweigen 
der Abschaltvorrichtungen bei der Betriebszulas­
sung erschlichen worden. Für diese Fälle sieht das 
deutsche wie das europäische Recht eine Eingriffs­
befugnis der Behörden vor. Das Argument der Her­
steller, die Nachrüstungen würden längere Zeit 
dauern und kämen dann zu spät, kann nicht akzep­
tiert werden. Damit wollen die Hersteller von ihren 
eigenen Versäumnissen profitieren. Zudem werden 
Pkw heute 18–20 Jahre genutzt, so dass auch eine 

*	 Dr. Thomas Griese ist Staatssekretär im Ministerium für Umwelt, 
Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-Pfalz.
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in zwei Jahren stattfindende Nachrüstung in der 
restlichen Lebensdauer des Pkw noch erhebliche 
Schadstoffreduzierungen erbringt. Im Übrigen ist 
es als Schadenswiedergutmachung gegenüber den 
geschädigten Kunden mehr als gerechtfertigt, weil 
nur durch eine Nachrüstung ein angemessener Wie­
derverkaufswert erzielt werden kann.

–	 Ein schnell wirksames Instrument zur Schadstoffre­
duktion ist die Umrüstung von Dieselbussen und 
kommunalen Versorgungsfahrzeugen mit ent­
sprechenden Filtern. Diese sind verfügbar. Ver­
schiedene Verkehrsbetriebe, z.B. in Berlin oder 
Paderborn, haben die Umrüstung vorgenommen 
und nachgewiesen, dass eine etwa 95%ige Schad­
stoffreduktion erreicht werden kann. Ein Förder­
programm des Bundes zur Um- und Nachrüstung 
von Bussen im Nahverkehr befindet sich auch nach 
mehr als zwei Jahren lediglich in Vorbereitung. Eine 
Vielzahl von Kommunen, die von Fahrverboten 
betroffen sein könnte, wäre zur sofortigen Umrüs­
tung bereit, wartet aber verständlicherweise ab, bis 
die Förderrichtlinie demnächst irgendwann einmal 
vorliegen wird. 

	 Bis zum 28. Februar 2018 hatte sich der Bund außer­
dem Zeit gelassen, um eine Richtlinie zur Förde­
rung von Hybridbussen bzw. Elektrobussen zu ver­
abschieden. Allerdings sind weder Elektroantriebe 
auf Brennstoffzellenbasis noch Straßenbahnen von 
diesem Förderprogramm erfasst.

	 So ist wertvolle Zeit völlig unnötig verspielt worden.
	 Die freiwillig angebotenen »Umweltprämien« der 

Autohersteller können in manchen Fällen sogar 
dazu führen, dass ältere, schadstoffärmere Diesel­
fahrzeuge (Euro 1–4) durch einen neuen Diesel-Pkw 
(Euro 6) mit höherem Schadstoffausstoß ersetzt 
werden. Nicht nachvollziehbar ist zudem, warum 
ausgerechnet die Euro-5-Fahrzeuge nicht in diese 
Aktionen einbezogen werden, obwohl deren realer 
Stickoxidausstoß laut Umweltbundesamt (»Hand­
buch Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs«) im 
Durchschnitt deutlich höher liegt als bei älteren 
Euro 4-Fahrzeugen.

Wesentliche Maßnahmen, die eine kurzfristige Sen­
kung der Emissionen herbeigeführt hätten, sind damit 
verweigert und sabotiert worden. So blieb den Gerich­
ten am Ende keine Wahl, als Fahrverbote als letztes 
noch übrig gebliebenes Instrument einzufordern.

Fahrverbote können allerdings keine Dauerlösung 
sein, um in den Städten saubere Luft zu garantieren. Es 
handelt sich lediglich um ein mögliches Instrument und 
zwar um das vergleichsweise schlechteste. Wegen des 
Versagens der Bundesregierung werden Fahrverbote 
allerdings temporär kaum vermeidbar sein. 

DIE MOBILITÄT DER ZUKUNFT

Ein kostenloser Nahverkehr wurde von der alten Bun­
desregierung gegenüber der EU-Kommission offen­

sichtlich nur ins Gespräch gebracht, um eine Klage vor 
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) abzuwenden. 
Diese Absichtserklärung war jedoch nicht mit einem 
stichhaltigen Konzept unterfüttert. Kostenloser Nah­
verkehr allein nützt auch nichts, wenn die Busse und 
Bahnen dann wegen Überfüllung geschlossen werden 
müssen. Die Vorschläge blenden bisher zudem völlig 
aus, wer die Kosten übernehmen soll.

Kurzfristig müssen die bereits oben genannten 
Maßnahmen umgesetzt werden. Mittelfristig muss eine 
Infrastruktur für eine angepasste und vernetzte Mobili­
tät geschaffen werden. 

Wichtig ist dabei ein neues Verständnis von Indi­
vidualmobilität. Hierzu gehört nicht nur der Pkw, son­
dern auch der Weg zu Fuß oder mit dem Fahrrad. Es 
muss zu einer Selbstverständlichkeit werden, kürzere 
Wege häufiger als bisher zu Fuß zurückzulegen. Auch 
Fahrräder werden einen größeren Stellenwert erhal­
ten. Mit der größeren Verbreitung von E-Bikes steigt 
nicht nur Zahl möglicher Nutzer enorm an. Auch die Ent­
fernungen, die mit dem Zweirad komfortabel zurückge­
legt werden können, wachsen beträchtlich. Für Innen­
städte kann das Kopenhagener Modell ein Vorbild sein, 
wo seit 1993 der Fahrradverkehr systematisch geför­
dert wird. Dazu zählt nicht nur ein gut ausgebautes 
Netz ausbreiten, von Fahrbahn und Fußweg abgegrenz­
ten Radwegen. Es gehört auch ein Netz aus Radschnell­
wegen dazu, mit dem Berufspendlern der Umstieg aufs 
Rad schmackhaft gemacht wird. Die Erfolgsbilanz ist 
beeindruckend: Jeden Tag werden 1,27 Mio. Kilometer 
in Kopenhagen mit dem Fahrrad zurückgelegt. 36% der 
Einwohner pendeln zur Arbeit, Schule oder Universität 
mit dem Rad. 

Zu einer leistungsfähigen Fahrradinfrastruktur 
zählen auch ausreichende Abstellmöglichkeiten, auch 
in Form von Fahrradparkhäusern. Zudem fördern auch 
Fahrradleihsysteme, wie sie beispielsweise in Mainz 
sehr erfolgreich praktiziert werden, den Umstieg auf 
dieses emissionsfreie Verkehrsmittel. Eine moderne 
Verkehrsinfrastruktur muss dabei den problemlo­
sen Wechsel von einem Verkehrsträger zum anderen 
ermöglichen.

Zur Individualmobilität gehört auch der Pkw-Ver­
kehr. Er wird sich in der Zukunft deutlich ändern. Anders 
als in der Vergangenheit muss es nicht mehr automa­
tisch die Fahrt mit dem eigenen Pkw sein. Carsharing 
und durch Digitalisierung mögliche Mitfahrangebote 
eröffnen neue Möglichkeiten, sparen Zeit und Geld 
und sind daher im Trend. Die Digitalisierung wird eine 
effektivere Parkplatzfindung ermöglichen. Das bedeu­
tet: Weniger städtischer (Park-)Raum und weniger 
Pkw-Gesamtkilometer sind für dieselbe Mobilitätsleis­
tung notwendig.

Eine grundlegende Veränderung wird die Elektro­
mobilität erbringen. Denn sie führt zu einer Symbiose 
von Tanken und Parken. Während diese Funktionen 
bei Verbrennungsmotoren getrennt sind und jeweils 
separaten Platz beanspruchen, fallen sie bei der Elek­
tromobilität zusammen. Das heißt, in Zukunft tan­
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ken wir beim Parken. Perspektivisch wird noch eine 
dritte Funktion auf demselben Raum stattfinden: die 
Energieerzeugung durch Solarcarports kombiniert 
mit Stromspeichern. Die Vielzahl von Parkplätzen 
bei Betrieben, Einkaufszentren, Baumärkten, Möbel­
häusern, Lebensmittelmärkten kann so von Mitarbei­
tern und Kunden während der Arbeit bzw. des Ein­
kaufs zum Parken und Tanken genutzt werden. Eine 
wichtige Ergänzung wird die weitere Verbreitung von 
Solaranlagen und Stromspeichern in Privathaushal­
ten darstellen. Mit dem selbst produzierten Strom 
eigener Solaranlagen werden Elektroautos zu Hause 
kostengünstig und klimafreundlich betankt. 

Das bedeutet aber auch: Öffentlicher Parkraum, 
der mit Ladestationen ausgerüstet ist, darf exklusiv 
nur von Elektrofahrzeugen genutzt werden. Mit dieser 
Strategie hat beispielsweise Oslo erfolgreich den Aus­
bau der Elektromobilität vorangebracht.

Die individuelle Pkw-Mobilität darf nicht zum Ver­
kehrskollaps in den Ballungszentren führen. Deshalb 
können auch Mautsysteme sinnvoll sein, die diffe­
renziert nach Schadstoffbelastung ausgestaltet sein 
müssen.

Ob und in welchem Umfang Diesel-Pkw noch eine 
Rolle spielen, lässt sich nicht durch ideologisch getrie­
bene Bekenntnisse zum Diesel entscheiden. Dies setzt 
vielmehr voraus, dass die Pkw-Hersteller endlich sau­
bere Euro-6d-Modelle anbieten. Bisher haben gerade 
die deutschen Hersteller nur sehr wenige solcher Fahr­
zeuge im Angebot. So bietet Audi zurzeit nur ein einzi­
ges Modell in Euro 6d an. Auch der Markt wird entschei­
den. Laut Angaben des KBA sind die Absatzzahlen für 
Diesel im März 2018 um 21,3% gegenüber dem Vorjahr 
gesunken. Bei Privatkäufern hat sich nach Angaben des 
CAR-Center der Universität Duisburg-Essen der Diese­
lanteil bei Verkäufen sogar von 33,4% (Januar 2015) auf 
18,0% (Februar 2018) in etwa halbiert.

Der ÖPNV muss ausgebaut, werden. Das bedeu­
tet vor allem kürzere Taktzeiten, längere Betriebszei­
ten und kundenfreundliche Fahrgastinformationen. 
Erforderlich sind erhebliche Investitionen in die Halte- 
und Umsteigepunkte die derzeit ein zusätzliches Fahr­
zeugaufkommen oft gar nicht fassen könnten. Erfor­
derlich sind zudem einheitliche Tarife für einen mög­
lichst großen Verbundbereich. Abgestimmte Takte, 
wie sie in Rheinland-Pfalz bereits mit dem Rheinland-
Pfalz-Takt praktiziert werden, machen den Nahverkehr 
attraktiver.

Dazu kommen muss ein Ausbau des Liniennetzes, 
zum Beispiel des Straßenbahnnetzes, wie er in Mainz 
gerade erfolgt ist und weiterbetrieben wird – bezie­
hungsweise der Wiedereinstieg in den Straßenbahnbe­
trieb, wie er in der Nachbarstadt Wiesbaden geplant ist 
und schon in wenigen Jahren zu einer Straßenbahnver­
bindung beider Landeshauptstädte führen soll. 

All diese Ausbaupläne müssen solide finan­
ziert werden. Dazu bietet sich der Abbau der Steuer­
privilegierung von Diesel an. Ersetzt werden könnte 
die Besteuerung, wie vom Sachverständigenrat für 

Umweltfrage (SRU) empfohlen, durch eine Koppelung 
der Steuersätze an die spezifischen Emissionen der 
Energieträger. Der Wegfall des Dieselkraftstoffprivilegs 
würde dem Bund zusätzliche Einnahmen in Höhe von 
7–8 Mrd. Euro verschaffen, die in den ÖPNV zu inves­
tieren sind. 

Auch der ÖPNV muss umweltfreundlicher werden. 
Dazu gehört neben der schon angesprochenen Hard­
ware-Nachrüstung von Bussen der Einsatz von Wasser­
stoffbussen in Kombination mit Power-to-Gas-Anlagen 
und der Einsatz von E-Bussen. Besonders kritikwürdig 
ist die Deutsche Bahn. Die DB bezieht einen Großteil 
ihres Stroms aus Kohle. Unter anderem wird die DB ab 
diesem Jahr rund 400 MW Stromleistung aus dem neuen 
Importkohlekraftwerk Datteln IV beziehen. Dies ist, wie 
der VCD mit Recht feststellt »die größte CO2-Schleuder 
auf deutschem Boden«. Mit ihrem Ökostromverspre­
chen täuscht die DB die Verbraucher. Das Versprechen 
gilt nur für den Fernverkehr, nicht aber für die Bereiche 
Regional- und Nahverkehr und erst recht nicht für den 
Güterverkehr, also die Bereiche, in denen die DB den 
meisten Strom verbraucht.

Die Mobilität der Zukunft ist sauber und unseren 
modernen Mobilitätsbedürfnissen angepasst: Sie ver­
netzt neue Formen individueller und öffentlicher Ver­
kehrsträger und bringt sie mit der erneuerbaren Ener­
gieerzeugung der Zukunft zusammen. 
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André Grüttner* und Oliver Rottmann**
Nachhaltige Mobilität:  
Gesamtstrategie statt unkoor-
dinierter Einzelmaßnahmen

Das steigende Verkehrsaufkommen und die damit ver­
bundenen negativen Auswirkungen auf Klima, Mensch 
und Umwelt erfordern ein Umdenken und einen 
Umbau im Verkehrssektor. Hierzu existieren bereits 
zahlreiche Handlungsoptionen und mögliche Maßnah­
menvorschläge mit der Zielstellung einer langfristigen 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors. Jedoch sind 
nicht alle diskutierten Maßnahmen unumstritten bzw. 
zielführend. Im Rahmen der Ergänzung der Energie­
wende um eine Verkehrs- oder Mobilitätswende bedarf 
es eines strategischen Überbaus anstatt unkoordinier­
ter Einzelmaßnahmen. So erscheint bspw. die jüngst 
zur Diskussion gestellte Option des kostenlosen ÖPNVs 
mit dem Ziel der Reduzierung des Verkehrsaufkom­
mens und vor allem zur Einhaltung der Feinstaub- und 
Stickoxid-Grenzwerte insbesondere in den Großstäd­
ten eher politisch motiviert als lösungsorientiert. Ziel 
ist dabei, die drohende Klage der EU im Rahmen des 
Vertragsverletzungsverfahrens zur Luftqualitätsricht­
linie 2008/50/EG abzuwenden. Neben dem benannten 
Vorschlag, mittels eines kostenlosen ÖPNVs das Ver­
kehrsaufkommen im Sinne einer deutlichen Verän­
derung des Modal Split zu erreichen und somit auch 
Feinstaub- und Stickoxidbelastungen zu reduzieren, 
wurden in letzter Zeit mehrere, teilweise umstrittene 
Maßnahmen zur Diskussion gestellt, hier einen Bei­
trag zu leisten. Beispielhaft zählen hierzu Optionen wie 
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge in Städten oder die 
Einführung von Maut-Systemen. Es ist fraglich, ob der­
artige Maßnahmen einen geeigneten Weg darstellen, 
ein Umdenken und damit einen Wandel im Mobilitäts­
verhalten zu erreichen? 

Die Idee eines kostenlosen ÖPNV ist nicht neu und 
wird in verschiedenen Variationen schon länger dis­
kutiert, bspw. unter dem Stichwort »Bürger-Ticket«. 
Jedoch ist eine Umsetzung aus verschiedenen Gründen 
fraglich. Wesentliche Fragen, die hier zu beantworten 
wären, umgrenzen die Finanzierung und den erforder­
lichen Umfang eines entsprechenden Angebots. Sofern 
der ÖPNV tatsächlich kostenlos – folglich entgeltfrei – 
angeboten werden sollte, wäre er von der Allgemein­
heit über Steuern zu finanzieren. Dabei finanziert sich 
der ÖPNV zu 76,1% aus eigenen Erträgen (Stand: 2016). 
Dies bedeutet, dass den Verkehrsunternehmen, die mit 
der Erbringung des ÖPNV betraut sind, diese Einnah­
meausfälle zu erstatten sind. Allein aus dem Fahraus­
weisverkauf erzielten die Verkehrsunternehmen im 

Jahr 2016 gut 15 Mrd. Euro. Aber auch auf den Betrieb 
und damit das ÖPNV-Angebot selbst hätte ein kosten­
loser ÖPNV entsprechende Auswirkungen. Da ein kos­
tenfreier ÖPNV das Ziel hat, eine Verlagerung der Ver­
kehrsnachfrage vom motorisierten Individualverkehr 
(MIV) auf den ÖPNV zu bewirken, wäre demzufolge ein 
nicht unerheblicher Kapazitätsausbau (Infrastruktur, 
Betriebsmittel, Personal etc.) erforderlich. Auch hier 
wären hohe Investitionen notwendig, die finanziert 
werden müssten. Derzeit ist dies weder organisato­
risch noch personell darstellbar. Auch die Finanzierung 
eines entsprechenden Angebots über einen ÖPNV-Bei­
trag, welchen alle Bürger eines definierten Raumes 
unabhängig der tatsächlichen Nutzung zu zahlen hät­
ten, ist rechtlich fraglich. Neben diesen wesentlichen 
Fragen sind zudem andere Folgen sind zu berücksich­
tigen, bspw. Wirkungen auf das Image und der Einstel­
lung gegenüber einem kostenlosen ÖPNV und dessen 
Rückkoppelungen auf Angebot und Nutzung. Ein kos­
tenfreier ÖPNV erscheint daher wenig zielführend. Mit­
hin stellt aber der sog. »1-Euro-ÖPNV« (bzw. »Wiener 
Modell«) eine geeignete Maßnahme dar. Diese bedarf 
allerdings im Sinne eines integrativen Gesamtkonzepts 
zur Mobilität weiterer Maßnahmen.

Eine zuletzt ebenfalls aufgeworfene Maßnahme, 
die zur Verkehrsreduzierung bzw. Veränderung des 
Modal Split und den damit konstatierten positiven 
Effekten beitragen soll, ist die Einführung von Maut-Sys­
temen, sei es in Form einer City-Maut oder in einem 
größeren räumlichen Kontext einer Regionalmaut. Bei 
der sog. City-Maut handelt es sich um eine Gebühr, die 
bei Einfahrt in bzw. Durchfahrt durch die Innenstadt 
erhoben wird, bei der Regionalmaut für die Benutzung 
(bestimmter) Straßen in einer definierten Region. Ziel 
ist dabei die Verteuerung des MIV. Insbesondere vor 
dem Hintergrund des hohen Verkehrsaufkommens in 
den Innenstädten wird verstärkt auch über die Einfüh­
rung der City-Maut diskutiert. Berechnungen zeigen, 
dass je nach Stadtstrukturtyp und Maut-Modell eine 
Reduktion des Verkehrsaufkommens zwischen 16 bis 
36% möglich ist. Jedoch ist die City-Maut nicht für alle 
Städte geeignet und erfordert begleitende raumordne­
rische bzw. baurechtliche Maßnahmen, insbesondere 
bezogen auf den innerstädtischen Handel. Zudem sind 
mögliche negative strukturelle Entwicklungen für die 
Region zu beachten, insbesondere im Falle polyzent
raler Raumstrukturen (Veränderung von Stadt-Um­
land-Verflechtungen, Standortwettbewerb der Kom­
munen, Verlagerung von Verkehrsaufkommen etc.). 
Mitunter wären hier eingangs benannte Konzepte einer 
Regionalmaut zielführender. Zudem müssen dann für 
die nach wie vor bestehende Mobilitätsbedürfnisse 
der Bewohner entsprechende verkehrliche Alterna­
tiven geschaffen werden, damit durch die City-Maut 
nicht nur die intendierten Ziele der Minderung des Ver- 
kehrsaufkommens erreicht, sondern auch mögliche 
negative Auswirkungen auf andere städtische Berei­
che bzw. Strukturen vermieden werden. Somit sind 
auch hier weitere Maßnahmen essenziell.

*	 André Grüttner ist Vorstandsmitglied des Kompetenzzentrums 
Öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseinsvorsorge e.V. an der 
Universität Leipzig.
**	 Dr. Oliver Rottmann ist Geschäftsführender Vorstand des Kompe­
tenzzentrums Öffentliche Wirtschaft, Infrastruktur und Daseinsvor­
sorge e.V. an der Universität Leipzig.
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Auch Fahrverbote für bestimmte Fahrzeuge, ins­
besondere die im Rahmen der aktuellen Rechtspre­
chung in den Raum gestellten Fahrverbote für Die
selfahrzeuge, können die Verkehrsprobleme der 
Städte und besonders die damit verbundene Prob­
lematik der Feinstaub- und Stickoxidbelastung nach 
Meinung der Verfasser dauerhaft nicht lösen. Denn 
dies wäre mit einem Maßnahmenbündel, das durch­
aus auch Aspekte der bereits benannten Möglichkei­
ten beinhalten könnte, mithin nachhaltiger erreichbar. 
Zur Thematik Fahrverbote sei angemerkt, dass diese 
aus zwei Aspekten besonders schwer umsetzbar bzw. 
in der intendierten Wirkung zweifelhaft erscheinen: 
Einerseits soll ein entsprechendes Fahrverbot eine 
temporäre, zeitlich und räumlich abgegrenzte Maß- 
nahme darstellen, die weniger die Neuordnung bzw. 
Neukonzeption des städtischen Verkehrssystems zum 
Gegenstand hat als eher eine situationsbezogene 
Reaktion zur Reduktion von Emissionsgrenzwertüber­
schreitungen darstellt. Hier wären entsprechende Aus­
nahmen erforderlich, bspw. für Fahrzeuge der Ret­
tungsdienste, Feuerwehren und anderer kommunaler 
Dienste sowie lokaler Gewerbetreibender (Härtefälle), 
die vielfach besonders hohe Schadstoffemissionen 
aufweisen. Andererseits ist unklar, wie diese Fahrver­
bote dann praktisch durchgesetzt, d.h. deren Einhal­
tung kontrolliert werden soll, auch unter dem Aspekt 
möglicher komplexer Ausnahmeregelungen. Da eine 
entsprechende separate Plakette für Fahrzeuge nicht 
geplant ist und die Polizei bereits verlauten ließ, dies 
nicht zu übernehmen, würde dies durch die Kommu­
nen erfolgen müssen, die hierfür weder über personelle 
noch finanzielle Reserven verfügen.

Worin liegen nunmehr geeignete Strategien, um 
eine tatsächliche Verkehrsentlastung in den Innen­
städten zu erreichen? Einen zentralen Ansatz bilden 
neue Mobilitätskonzepte, die durchaus auch Ansätze 
der benannten Maßnahmen aufgreifen, vor allem aber 
auch neue Mobilitätsformen integrieren sowie ent­
sprechende Informations- und Managementplattfor­
men schaffen. Dabei ist Mobilität als ein Querschnitts­
thema zu verstehen, das verschiedene Fachbereiche 
integriert. Wird sich dabei am Weißbuch Verkehr der 
EU orientiert und dort der emissionsfreie Innenstadt- 
verkehr zugrunde gelegt, so zeigt sich, dass ambitio­
nierte Maßnahmen umgesetzt werden müssen. Diese 
reichen von der Stadtplanung bzw. Regionalentwick­
lung über die Förderung von Multimodalität bis hin 
zu verkehrsrechtlichen/steuerlichen Maßnahmen und 
erfordern daher die Zusammenarbeit verschiedener 
administrativer Ebenen. Zudem sind hier neue gesell­
schaftliche Entwicklungstrends mit zu berücksichti­
gen, die auch für entsprechende Verkehrskonzepte 
genutzt werden können. Damit ist vorrangig der zuneh­
mende Trend des Benutzens statt Besitzens gemeint, 
der besonders für Sharing-Modelle spricht.

Wesentliches Ziel sollte eine deutliche und dauer­
hafte Veränderung des Modal Split im Sinne der Stär­
kung des Umweltverbundes und der Entlastung der 

Innenstädte sein. Eine denkbare Ausgestaltung eines 
entsprechenden Verkehrskonzepts wird abschließend 
schemenhaft benannt. Grundsätzlich zielen die Maß­
nahmen auf eine Attraktivitätssteigerung des Umwelt­
verbundes und eine Attraktivitätsminderung des MIV. 
Die Innenstädte und/oder Stadtteilzentren könn­
ten dabei entweder für den MIV gesperrt oder über 
preisliche und verkehrsrechtliche Maßnahmen (City-
Maut, Reduzierung und Verteuerung von Parkplätzen, 
Geschwindigkeits- und Zufahrtsbeschränkungen, Vor­
rang von ÖV, Fuß- und Radverkehr, MIV nur mit rein 
elektrisch betriebenen Fahrzeugen, kein Straßenneu­
bau etc.) für diesen deutlich unattraktiver gestaltet 
werden. Dafür ist aber gleichzeitig das ÖPNV-Angebot 
deutlich zu verbessern, und zwar in qualitativer wie 
auch quantitativer Perspektive. Hierzu gehören bspw. 
Maßnahmen des Ausbaus des Verkehrsnetzes, höhere 
Taktfrequenzen, längere Bedienzeiten, besserer und 
vernetzte Service- und Informationsangebote (bspw. 
Mobilitätsplattformen bzw. -Apps, die neben Ruten­
planung, Informationen zu Mobilitätsangeboten, Fahr­
plänen etc. auch eine einheitliche Buchung und Bezah­
lung verschiedener Mobilitätsangebote erlauben) oder 
eine relative Verbilligung der Nutzung öffentlicher Ver­
kehrsmittel. Vom Stadtrand her wären die Innenstädte 
und/oder Stadtteilzentren durch ein radiales Netz von 
S- oder Straßenbahnen mit entsprechenden günstigen 
oder ggf. kostenfreien Park- und Ride-Stellplätzen zu 
erschließen. An den Haltestellen dieser Linien könn­
ten zudem Mobilitätsstationen mit verschiedenen  
Sharing-Angeboten (Pedlecs, E-Autos inkl. entspre­
chender Ladeinfrastruktur) vorgehalten werden, die 
insbesondere das ÖPNV-Angebot in den Zwischenräu­
men, aber auch in Zeiten eines ausgedünnten ÖPNV-An­
gebots (nachts und/oder Sonn- und Feiertage) ergän­
zen. Die Räume zwischen diesen Linien könnten dann 
durch entsprechende Ringlinien (Busse oder Stra­
ßenbahnen mit eigenen Trassen und/oder Vorrang­
schaltung) radial erschlossen und/oder durch alter­
native Mobilitätsangebote (vor allem Car- oder Bike- 
sharing-Angebote und hier auch stationsungebundene 
Formen) ergänzt werden. Die Haltestellen und Mobili­
tätsstationen sollten dabei in kurzen Wegen erreichbar 
sein. Neben den dargelegten verkehrlichen Maßnahmen 
sind ebenfalls steuerliche und verkehrsrechtliche Maß­
nahmen erforderlich, um das individuelle Verkehrsver­
halten mit Blick auf die Stärkung des Umweltverbundes 
zu ändern. Zu nennen sind hier eine Verteuerung fos­
siler Brennstoffe, etwa durch die Erhöhung der Mine­
ralölsteuer, die Abschaffung der Entfernungspauschale 
oder einer Neugestaltung der Kfz-Steuer mit Orientie­
rung der Steuerhöhe am CO2-Ausstoß. Verkehrsrecht­
lich bestehen vor allem Unklarheiten bzgl. von Bevor­
rechtigungen, Kennzeichnungen und der Ausgestal­
tung von Stellplatzsatzungen.

Auch wenn hier nicht alle Facetten und mög­
liche Maßnahmen dargestellt werden konnten, ist 
abschließend auf zwei relevante Probleme hinzu­
weisen: Einerseits sind separate Lösungen für den 
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Hans-Wilhelm Schiffer

Waren- und Wirtschaftsverkehr erforderlich, wenn 
durch entsprechende Verkehrskonzepte eine Verlage­
rung insbesondere von Handelsunternehmen aus den 
Innenstädten heraus verhindert und damit eine typi­
sche Funktion der Innenstädte erhalten werden soll. 
Zudem können entsprechende Konzepte und Maßnah­
men nicht in allen Regionen gleichermaßen erfolgen. 
Was in den Verdichtungsräumen und speziell den ent­
sprechenden Kernstädten funktionieren mag, muss 
nicht zwangsläufig in Städten in dünn besiedelten bzw. 
ländlichen Räumen gelingen. Diese sind bereits gegen­
wärtig durch vergleichsweise unattraktive ÖPNV-An­
gebote gekennzeichnet. Eine Verlagerung des MIV auf 
den Umweltverbund bedarf hier anderer Maßnahmen. 
Grundsätzlich sind aber eine Verkehrsreduzierung und 
damit eine Reduzierung von Luftverschmutzung und 
Lärmemissionen durch relativ einfache Maßnahmen­
bündel erreichbar, die nicht zwingend der in letzter Zeit 
diskutierten extremen Maßnahmen bedarf.
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Hans-Wilhelm Schiffer* 
Lösungsansätze zur 
Verringerung der CO2- und 
der Schadstoffemissionen 
und zur Vermeidung von 
Fahrverboten

Der Verkehrssektor steht vor drei zentralen Herausfor­
derungen: einen signifikanteren Beitrag zum Klima­
schutz zu leisten, die Belastung der Luft mit Schadstof­
fen zu verringern und einem Verkehrskollaps entgegen 
zu wirken. Klimaschutz ist eine globale Frage, zu der 
europäische und nationale Maßnahmen einen wichti­
gen Beitrag leisten müssen. Die Verringerung der Belas­
tung mit Luftschadstoffen ist vor allem ein lokales Pro­
blem. Ein Verkehrskollaps droht dagegen sowohl inner­
halb von Kommunen als auch im Fernverkehr. Mögliche 
Lösungsansätze müssen somit möglichst jeweils ziel­
genau justiert werden.

Zunächst zur Klimafrage: Zwar stehen in der deut­
schen Öffentlichkeit die nationalen Klimaziele im Fokus 
der Diskussion, die auch erneut im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD für die 19. Legislatur
periode verankert sind. Das sind Reduktion der Treib­
hausgasemissionen in Deutschland um 40% bis 2020, 
55% bis 2030, 70% bis 2040 und 80 bis 95% bis 2050 – 
jeweils im Vergleich zum Stand des Jahres 1990. Viel 
entscheidender als diese Ambitionen sind jedoch die 
Ziele, die sich aus den Verpflichtungen der Europäi­
schen Union im Rahmen des Pariser Klimaschutzab­
kommens ergeben.

Im Pariser Klimaschutzabkommen hat sich die 
Europäische Union verpflichtet, die Treibhausgasemis­
sionen der Gemeinschaft bis 2030 im Vergleich zu 1990 
um 40% zu verringern. Um dieses Ziel zu erreichen, ist 
für die Sektoren, die in den europäischen Emissions­
handel einbezogen sind, und dazu gehören Energie­
wirtschaft und Industrie, eine CO2-Emissionsminde­
rung von 43% gegenüber 2005 festgelegt. Die Einhal­
tung dieser Verpflichtung wurde bewusst nicht auf die 
Mitgliedstaaten verteilt. Vielmehr gewährleistet das 
Europäische Emissions Trading Scheme (ETS), dass die 
CO2-Emissionen EU-weit auf die politisch vorgegebene 
Höhe verlässlich abgesenkt werden, und dies zu den 
geringstmöglichen Kosten.

Für die Sektoren, die nicht in den Emissionshandel 
einbezogen sind, wie Verkehr und Gebäude, muss bis 
2030 eine Emissionsminderung von 30% im Vergleich 
zu 2005 erreicht werden. Dieses EU-Ziel ist auf verbind­
liche Vorgaben je Mitgliedstaat heruntergebrochen. 
Danach muss Deutschland im Nicht-Emissionshandels­
sektor die CO2-Emissionen gemäß der »Effort Sharing 
Decision« bis 2030 um 38% gegenüber 2005 senken. Ein 

*	 Dr. Hans-Wilhelm Schiffer ist Vorsitzender der Arbeitsgruppe Ener­
gie für Deutschland des Weltenergierats – Deutschland und Lehrbe­
auftragter für Energiewirtschaft an der RWTH Aachen.
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staatlich reglementierter vorzeitiger Ausstieg aus der 
Kohle hilft der Bundesregierung daher nicht, dieses für 
den Nicht-ETS-Sektor verbindliche Ziel zu erreichen. 

Hierfür müssen Maßnahmen ergriffen werden, 
die zu einer tatsächlichen Senkung der CO2-Emissio­
nen auch im Verkehrssektor führen. Schließlich ist der 
Verkehrssektor rund zur Hälfte an den CO2-Emissionen 
des Nicht-ETS-Sektors beteiligt. Und der Verkehr ist der 
einzige Sektor, in dem – anders als in Energiewirtschaft 
und Industrie – seit 1990 überhaupt keine CO2-Emis­
sionssenkung stattgefunden hat. 

Das zentrale Klimaschutzinstrument im Straßen­
verkehr – darauf entfallen mehr als 80% der CO2-Emis­
sionen des Verkehrs (darunter zwei Drittel Individual­
verkehr) – sind EU-weit geregelte Grenzwerte für Neu­
fahrzeuge, ausgedrückt in Gramm CO2 pro Kilometer. 
Damit unterliegen nicht die tatsächlichen CO2-Emis­
sionen des Straßenverkehrs einer Mengenregulierung. 
Vielmehr begrenzen diese »Herstellergrenzwerte« 
lediglich Emissionspotenziale von Neufahrzeugen. 
Zudem existieren für schwere Nutzfahrzeuge bisher 
überhaupt keine Begrenzungen.

Die Debatte um die Klimabilanz des Straßenver­
kehrs hat mit der Frage der Stickoxidbelastung aktu­
ell eine weitere Dimension bekommen. Das Bundes­
verwaltungsgericht hat mit dem Urteil vom 27. Februar 
2018 Verkehrsverbote für Dieselfahrzeuge ausnahms­
weise unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit für mög­
lich erklärt. Drohende Fahrverbote für Diesel-Pkw in 
Innenstädten haben sich bei den Neuzulassungen von 
Pkw massiv ausgewirkt. Machten Dieselfahrzeuge 2015 
noch 48% der Neuzulassungen von Pkw in Deutsch­
land aus, ist deren Anteil bis März 2018 auf 31% gesun­
ken. Da Dieselfahrzeuge bei vergleichbarer Motorisie­
rung etwa 15% weniger CO2 pro Kilometer ausstoßen 
als Benzinfahrzeuge, wirkt sich dieser Trend negativ auf 
die CO2-Bilanz des Verkehrssektors aus.

Soweit die Probleme betreffend CO2- und Schad­
stoffemissionen. Welche Maßnahmen sind geeignet, 
Lösungsansätze zu bieten, die gleichzeitig dem drohen­
den Verkehrskollaps begegnen?

Ein entscheidender Hebel zur Begrenzung der 
CO2-Emissionen ist die Sektorenkopplung. Das heißt, 
den zunehmend erneuerbar erzeugten Strom nicht nur 
zur Bereitstellung von Wärme für Gebäude, sondern 
vermehrt auch zum Antrieb von Fahrzeugen zu nutzen. 
Bisher ist in Deutschland der Anteil von Elektrofahr­
zeugen (einschließlich Plug-in-Hybride) an den Neuzu­
lassungen von Pkw auf lediglich 2% gestiegen (Stand: 
März 2018). Eine Ausweitung des Anteils von elektrisch 
betriebenen Fahrzeugen senkt die CO2-Emissionsbi­
lanz und sorgt gleichzeitig für eine Verbesserung der 
Luftqualität in Ballungsräumen. Eine direkte Strom­
nutzung, auch in Bussen, Taxis, Carsharing-Fahrzeu­
gen sowie Kurier- und Paketfahrzeugen, ist grundsätz­
lich wirtschaftlicher als die ebenfalls bestehende Mög­
lichkeit der Sektorenkopplung über die Herstellung von 
synthetischen Brenn- und Kraftstoffen aus erneuerbar 
erzeugtem »Überschussstrom«.

Bei der Power-to-Gas-(P2G)-Technologie wird 
(Überschuss-)Strom aus erneuerbaren Energien in 
Wasserstoff bzw. synthetisches Gas umgewandelt. 
Über den Einsatz von Strom in einen Elektrolyseur 
wird Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff aufgespal­
ten. Der Wasserstoff kann technisch begrenzt direkt in 
die bestehende Gasinfrastruktur eingespeist oder auch 
anderweitig, z.B. im Mobilitätssektor oder in indus­
triellen Anwendungen, genutzt werden. Um größere 
Mengen erneuerbaren Stroms umzuwandeln und ein­
zuspeichern, kann der Wasserstoff in einem zweiten 
Schritt unter Zuführung von CO2 durch Methanisierung 
zu synthetischem Gas umgewandelt werden. P2G hat 
also das Potenzial, als langfristiger Speicher zu dienen, 
um saisonale Erzeugungsschwankungen erneuerbarer 
Energien auszugleichen. Zum anderen kann das syn­
thetisch erzeugte Gas zur Dekarbonisierung der Sek­
toren Verkehr, insbesondere Schwerlast-, Schiffs- und 
Flugverkehr, sowie Industrie und Gebäude dienen, in 
denen eine Elektrifizierung technisch auf absehbare 
Zeit nicht realisierbar ist.

Durch intensive Forschungen und mehrere Pilot­
projekte konnten die Kosten für Elektrolyseure als 
Kernkomponenten von P2G-Anlagen in den letzten 
Jahren bereits signifikant reduziert werden. Durch 
technischen Fortschritt kann der Gesamtwirkungs­
grad für die Herstellung von synthetischem Gas, der 
derzeit noch recht niedrig ist, weiter erhöht werden. 
Bei Einsatz in größerem Maßstab werden Skalenef­
fekte und Serienfertigung zu weiteren Kostensenkun­
gen führen.

Um die aufgezeigten Entwicklungen in die 
Erfolgsspur zu bringen, müssen Rahmenbedingun­
gen geschaffen werden, die eine Vernetzung der Sek- 
toren Strom, Wärme und Verkehr durch die Sektoren
kopplung voranbringen. Entscheidend dabei ist, 
unflexible CO2-Minderungsziele für einzelne Sek­
toren und Technologieverbote zu vermeiden. Viel­
mehr sollte die Politik so justiert werden, dass die 
Erreichung des Gesamtziels bis 2050 technologie- 
offen und kosteneffizient gestaltet wird. Für die In- 
dustrie und die Energiewirtschaft sorgt das EU-weit 
bestehende Emissionshandelssystem (ETS) dafür, 
dass bis 2050 Treibhausgas-Emissionsminderungen 
von deutlich mehr als 80% garantiert sind. Die poli­
tische Steuerung im Rahmen dieses Systems erfolgt 
über die Vorgabe der maximal emittierbaren Menge 
an CO2. Eine zusätzliche CO2-Steuer im ETS-Sektor 
oder die Verankerung eines Mindestpreises im Rah­
men des ETS wären ebenso eine Doppelregulierung, 
wie ein staatlich verordneter Kohleausstieg, und 
dies verbunden mit Ineffizienzen ohne Effekt für den 
Klimaschutz.

Vorangebracht würde die Sektorenkopplung dage­
gen durch eine Entlastung des Strompreises. Während 
Strom mit 2,05 ct/kWh besteuert wird, liegen die Ener­
giesteuern auf Erdgas und Heizöl bei lediglich 0,55 ct/
kWh bzw. 0,61 ct/kWh. Das Minderaufkommen, das 
sich durch Absenkung der Stromsteuer auf das von der 



13

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst  9 / 2018  71. Jahrgang  9. Mai 2018

EU-Gesetzgebung geforderte Mindestniveau einstel­
len würde, könnte durch eine Anhebung der Steuer auf  
Heizöl und Erdgas kompensiert werden.

Durch die Absenkung der Stromsteuer würden 
auch die Elektroautos gegenüber Benzin- und Diesel­
fahrzeugen aufholen können. Ferner könnte eine Trend­
wende bei der Entwicklung der CO2-Emissionen im Ver­
kehrssektor durch weiter verbesserte Anreizsysteme 
für die Elektromobilität, den Ausbau der Infrastruktur 
mit Ladesäulen, die verstärkte Anschaffung von elekt­
risch betriebenen Bussen für innerstädtischen Verkehr 
oder auch durch eine vermehrte Nutzung des ÖPNV 
erreicht werden. Zu den möglichen Optionen, auch 
um Fahrverbote in Innenstädten zu vermeiden, zählt 
die Einführung einer kostenfreien Nutzung von Bussen 
und Bahnen in Städten. Solche Lösungsansätze wären 
zwar mit einem vergrößerten Finanzierungsbedarf für 
den ohnehin subventionierten Bus- und Bahnverkehr 
in Städten verbunden, sie würden aber die CO2-Emis­
sionen wirksam senken und zusätzlich die Luftbelas­
tung der Innenstädte deutlich verringern. Im Ausland 
gibt es bereits Erfahrungen mit diesem Modell. So ist in 
der estnischen Hauptstadt Tallinn 2013 der Gratisnah­
verkehr mit Bussen und Bahnen für alle Einwohner der 
Stadt eingeführt worden.

Die Einnahmeausfälle bei Bus- und Bahntickets 
könnten beispielsweise durch die Erhebung eines 
begrenzten jährlichen Beitrags zur Finanzierung des 
öffentlichen Verkehrs in Städten kompensiert wer­
den. Ansatzpunkte für die Finanzierung eines für die 
Einwohner einer Gemeinde kostenlosen ÖPNV könnte 
– als eine der weiteren möglichen Optionen – in einer 
darauf abgestellten Anhebung der Grundsteuer beste­
hen. Ohnehin müssen die Regelungen des Bewertungs­
gesetzes zur Einheitsbesteuerung von Grundvermögen 
aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 10. April 2018 vom Gesetzgeber neu gefasst wer­
den. In jedem Fall sollte unverzüglich die Verbesse­
rung der Infrastruktur für den ÖPNV in Angriff genom­
men werden, um damit die Voraussetzung zu schaffen, 
dass ein erhöhtes Fahrgastaufkommen bewältigt wer­
den kann. Mit einer schrittweisen Einführung der kos­
tenfreien Nutzung des ÖPNV wären starke zusätzliche 
Impulse für eine Ausweitung des Fahrgastaufkommens 
verbunden.

Der Debatte über solche konkreten Ansätze zur 
Bewältigung der aufgezeigten Probleme sollte Vor­
rang gegeben werden vor Diskussionen über natio­
nale CO2-Minderungsziele, die zudem in der bestehen­
den Form nicht mehr auf der Höhe der Zeit sind. Das 
gilt etwa für das im Energiekonzept der Bundesregie­
rung aus September 2010 verankerte Ziel, die Treib
hausgasemissionen in Deutschland bis 2020 um 40% 
gegenüber 1990 zu senken. So war 2010 noch von einer 
Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke ausgegan­
gen worden. Dies wurde nach der Reaktorkatastro­
phe von Fukushima im Jahr 2011 korrigiert. Zudem 
hat sich ein zu diesem Zeitpunkt noch nicht erwarte­
tes Bevölkerungswachstum durch Zuwanderung ein­

gestellt. Und das Wirtschaftswachstum hat die dama­
ligen Erwartungen übertroffen.

Im Koalitionsvertrag von Februar 2018 wurde die­
ses Ziel erkennbar aufgegeben, da es aus den genann­
ten Gründen unerreichbar geworden ist. Auch bereits 
in der Vergangenheit waren Zielmarken zur Treibhaus­
gasminderung deutlich verfehlt worden. 1990 hatte 
die Bundesregierung angekündigt, die energiebeding­
ten CO2-Emissionen in den alten Bundesländern bis 
2005 gegenüber 1987 um 25% zu vermindern. Mit einer 
tatsächlich erreichten Reduktion von 4% wurde die­
ses Ziel ebenso krachend verfehlt, wie das CO2-Minde­
rungsziel, das der damalige Bundeskanzler Kohl 1995 
bei der UN-Klimakonferenz für das Jahr 2005, jetzt 
bezogen auf das Jahr 1990, verkündet hatte. Statt des 
zugesagten Rückgangs um 25% wurden die CO2-Emis­
sionen in Deutschland von 1990 bis 2005 lediglich um 
18% reduziert.

Zwar hat das Verfehlen von überambitionierten 
Zielen somit inzwischen Tradition in Deutschland. Zur 
internationalen Glaubwürdigkeit trägt das jedoch nicht 
bei. Eine Lehre aus der Vergangenheit sollte sein, dass 
Ziele realistisch formuliert werden und nationale Vor­
gaben auf Bereiche begrenzt bleiben, für die es keine 
europäischen Regelungen gibt. Die CO2-Emissionen 
von Energiewirtschaft und Industrie sind durch das 
ETS EU-weit gedeckelt. Damit macht ein nationales 
Treibhausgas-Minderungsziel nur noch für Sektoren 
Sinn, die bisher nicht in das ETS einbezogen sind. Dazu 
gehört – neben dem Gebäudebereich – der Verkehrs­
sektor. Ziele und Instrumente sollten entsprechend 
angepasst werden. Bei der Wahl der Maßnahmen sollte 
die Politik stärker auf marktwirtschaftliche Instru­
mente statt auf Verbote oder auf staatlich verordneten 
Ausstieg aus bestimmten Technologien setzen. 

Das ETS steht beispielhaft für ein effizientes markt­
wirtschaftliches Instrument. Für die in dieses System 
einbezogenen Sektoren Energiewirtschaft und Indus­
trie sind die Vorgaben für den Zeitraum 2020 bis 2030 
im November 2017 durch den Europäischen Rat und 
das Europäische Parlament verschärft worden. Für 
den Verkehrssektor könnte mit einer an CO2 orien- 
tierten Bemessung der Mineralölsteuer oder als Zer­
tifikatspreis in einem Emissionshandelssystem ein 
wirksamer Anreiz geschaffen werden, mit dem sowohl 
Entscheidungen zugunsten emissionsarmer Neuwa­
gen als auch das Verbrauchsverhalten der Fahrzeug­
halter beeinflusst würde. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn die Akteure mit künftig steigenden finanziellen 
Belastungen aus einer entsprechend gestalteten Men­
gen- oder Preissteuerung rechnen müssen. Dies ist die 
zentrale Botschaft, die von den Autoren des Schwer­
punktbeitrags Klimaschutz im Straßenverkehr – Stand, 
Instrumente und Herausforderungen in der Schrift Ener-
gie für Deutschland 2018 adressiert ist, die Ende Mai 
2018 vom Weltenergierat – Deutschland veröffentlicht 
wird.
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Politikoptionen für die 
Übergangsphase zur 
City-Maut

Aus theoretischer Sicht liegt die First-best-Lösung 
städtischer Verkehrsprobleme in einer entfernungsab­
hängigen Straßenbenutzungsgebühr, die zeitlich fein 
gestaffelt alle Externalitäten wie Stau, Lärm und Luft­
schadstoffe internalisiert. In der Realität gibt es eine 
solche Gebühr noch nicht. In Singapur werden zum 
Beispiel nur die Hauptverkehrsstraßen erfasst, in Lon­
don existiert eine Tages-Flatrate für ein eher gewerb­
lich orientiertes Innenstadtgebiet mit weniger als 
150 000 Einwohnern (Area Pricing). In Stockholm und 
Göteborg werden nur das Ein- und Ausfahren eines 
Innenstadtbereichs erfasst (Cordon Pricing). Ein Ver­
gleich aller Städte mit einer City-Maut zeigt, wie wich­
tig die Topographie einer Stadt ist, welche Bedeutung 
das ÖPNV-Angebot hat und welche Ziele mit der Maut 
verfolgt werden.

GRENZWERTE FÜR LUFTSCHADSTOFFE

Während bei der Bestimmung der externen Effekte der 
Straßennutzung (Stau) verschiedene Methoden kon­
kurrieren (vgl. Fosgerau 2015) und man bei Lärm auf 
die Erfahrungen der Lkw-Maut zurückgreifen kann, ist 
fraglich, ob eine Gebühr für Luftschadstoffe die ge- 
eignete Maßnahme ist, um das Ziel der sauberen Luft 
in Städten zu erreichen. Die Messung von Stickstoff
oxidemissionen am Pkw ist nur mit hohem techni­
schem Aufwand möglich, so dass eine tatsächliche 
von den Emissionen abhängige Gebühr unrealistisch 
ist. Wendet man dagegen Pkw-Typ-spezifische Durch­
schnittswerte an, so erweisen sich, um EU-Grenzwerte 
von Immissionen zu erreichen, auch Grenzwerte bei 
den Pkw-Emissionen als geeigneter. Diesel-Pkw der 
EU-Abgasnorm Euro 6d emittieren tatsächlich nur 
noch 15% des NOx pro Kilometer im Vergleich zu Euro-
5-Diesel. Die EU-Grenzwerte zur sauberen Luft könn­
ten durch den Flottentausch innerhalb der nächs­
ten Jahre eingehalten werden. Sinnvolles Politikziel 
hier wäre, den Flottentausch zu beschleunigen. Die­
ses kann mit der Ankündigung einer blauen Plakette 
(Fahrverbot für alle Diesel mit Abgasnorm schlechter 
als Euro-6d-TEMP) erreicht werden. Ein sehr hoher 
Schmutzzuschlag – wie zum Beispiel in London – 
wirkt nur, wenn es auch eine Maut gibt. Im Vergleich 
zur Plakette wäre der Schmutzzuschlag ein geringerer 
Anreiz, auf neue Pkw umzusteigen, denn er würde die 
Fahrzeugerneuerung der selten in der Stadt genutzten 
Pkw verschieben.

MAUT UND ÖPNV

Mit der Erhebung einer City-Maut soll eine Verhal­
tensänderung herbeigeführt werden. Die Pkw-Fah­
rer könnten ihre Route ändern, was möglicher­
weise den Durchgangsverkehr reduziert. Für den 
Nicht-Durchgangsverkehr sind eher unerwünschte 
Reaktionen wie Schleichverkehre zu befürchten, 
zumindest bei Anwendung einer routendifferenzier­
ten Maut. Je nach zeitlicher Ausgestaltung der Maut 
könnten die Pkw-Fahrer die Abfahrtszeit ändern, 
so dass sich die Belastung auf einen größeren Teil 
des Tages verteilt. Zudem könnten die Pkw-Fahrer 
ihr Ziel ändern oder die Frequenz ihrer Fahrten. Die 
beiden letzten Effekte befürchten Geschäftsleute, 
wenn die Innenstadt aufgrund der Maut ihre Attrak­
tivität für Besucher verliert (vgl. Molenda und Sieg 
2013). Durch Mitfahrgemeinschaften könnte sich der 
Besetzungsgrad der Pkw erhöhen. Schließlich könn­
ten die Pkw-Fahrer ihren Verkehrsmodus ändern 
und die Angebote des ÖPNV nutzen. Eine Reduktion  
des motorisierten Individualverkehrs in der Größen
ordnung von 10%, wie sich viele von der Maut erhof­
fen, ist wohl nur durch diesen Modal Shift zu errei­
chen. Die Erfahrungen aus Schweden (vgl. Bör­
jesson und Kristoffersson 2018) zeigen, dass der 
Wechsel zum ÖPNV nur dann gut gelingt, wenn zur 
Mauteinführung das ÖPNV-Angebot gut und der 
Modal Share des ÖPNV schon hoch ist. Die Idee, 
die Mauteinnahmen für den ÖPNV zu verwenden,  
ist – wenn überhaupt – nur für eine Übergangszeit und 
für Investitionen in langfristige Infrastruktur sinnvoll. 
Der wichtigste Grund für die Subventionierung des 
ÖPNV ist die ineffiziente Bepreisung des motorisier­
ten Individualverkehrs. Dieser Grund würde mit der 
optimalen City-Maut an Gewicht einbüßen. Langfris­
tig würde das user pays principle dann bedeuten, dass 
auch die Subventionierung des ÖPNV ausläuft (vgl. 
Basso und Silva 2014). Der ÖPNV müsste die Preise er- 
höhen und auslastungsabhängig differenzieren, um 
eine Überfüllung in den Hauptverkehrszeiten zu ver­
hindern (vgl. Sieg 2018). Hoch subventionierter oder 
gar kostenloser ÖPNV und City-Maut passen nicht 
zusammen. 

UNGELÖSTE FRAGEN

Ein weiterer der Einführung einer City-Maut entge­
genstehender Aspekt ist die Art und damit die Kosten 
der Technologie zur Erhebung der Gebühr. In London, 
Stockholm, Göteborg und auch Mailand erfolgt eine 
Erfassung der Kennzeichen mit Hilfe von Kameras, was 
in Deutschland aus Datenmissbrauchsbefürchtungen 
nur schwer vorstellbar ist. Andere Techniken sind teu­
rer. Nun muss der Rahmen, den die EU mit dem euro­
päischen elektronischen Mautdienst (EEMD oder im 
Englischen EETS) gesetzt hat, ausgefüllt werden. Der 
EETS hat zum Ziel, den Nutzern den Zugang zum maut­
pflichtigen europäischen Straßennetz mit nur einem 

*	 Prof. Dr. Gernot Sieg ist Direktor des Instituts für Verkehrswissen­
schaft an der Universität Münster.
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Vertrag und nur einem Bordgerät eines EETS-Anbieters 
zu ermöglichen. Gelingt dieses, so kann auf allen euro­
päischen Straßen Maut erhoben werden, ohne dass die 
Mauterhebung fahrzeitverlängernde Nebenwirkungen 
hat und Windschutzscheiben zugeklebt werden müs­
sen. Auch hier wird noch einige Zeit bis zur Realisierung 
vergehen.

Auch gibt es erst vereinzelt Forschungen zu der 
Frage, in welcher deutschen Stadt welcher Typ von 
Gebühren in welcher Höhe sinnvollerweise einge- 
führt werden könnte. Hier ist eine große und be- 
deutsame Forschungslücke, denn spätestens wenn 
autonome Fahrzeuge die Stadtstraßen befahren, 
für die Fahren billiger als Parken ist, wird an einer  
Straßenbenutzungsgebühr kein Weg mehr vorbei- 
führen. 

BEWIRTSCHAFTUNG DES PARKRAUMS

Bis dahin jedoch vergeht noch mehr oder weniger 
Zeit, die man nützen könnte, um sich einem Stief- 
kind der Verkehrspolitik zu widmen, der Regulie­
rung des ruhenden Verkehrs. Dabei ist die Lage in 
Deutschland nicht so misslich wie beispielsweise 
in den USA, wo das Parken am Straßenrand oft 
umsonst möglich ist. In einem First-best-System 
muss auch im Verkehrssektor jegliche Nutzung von 
Ressourcen mit den richtigen Preisen versehen wer­
den. Das Pendant zur Straßenbenutzungsgebühr ist 
die Parkgebühr. Die Stadt Valetta auf Malta unter­
scheidet beispielsweise nicht zwischen der Straßen­
nutzung durch Fahren und Parken, denn sie erhebt 
eine Gebühr proportional zur mit dem Pkw ver­
brachten Zeit in der Innenstadt, berechnet als Diffe- 
renz zwischen Ausfahrts- und Einfahrtzeit. 

GERINGES PROBLEM: CRUISING FOR PARKING

Wichtig bei der Parkraumbewirtschaftung ist, dass 
nicht nur ein Teil der Parkstände1 in einem Gebiet 
gebührenpflichtig ist und sich die Gebühren nicht 
ungerechtfertigt unterscheiden. Ist dieses der Fall, 
hätten die Pkw-Fahrer einen Anreiz, nach den bil
ligeren Parkmöglichkeiten zu suchen. Etwas über­
spitzt würde ein einziger gebührenfreier Parkstand in 
der Stadt dazu führen, dass alle Fahrer zuerst dorthin 
fahren und überprüfen, ob er frei ist. Daraufhin fah­
ren sie zur nächstgünstigen Parkmöglichkeit in der 
Hoffnung, diese nutzen zu können. Dieses cruising for  
parking ist ineffizienter Verkehr, der durch ein geeig­
netes Gebührensystem und ein Parkleitsystem redu­
ziert oder sogar verhindert werden kann. Nun hat 
der Parksuchverkehr nicht die Größenordnung von 
acht Minuten pro Fahrt oder 30% des gesamten städ­
tischen Verkehrs, ein von Shoup (2005) berechneter 

1	 Ein Parkstand ist eine abgegrenzte Fläche im öffentlichen Ver­
kehrsraum, die dem Parken eines Fahrzeuges dient. Auf privatem 
Grund spricht man von Stellplatz. Ein öffentlicher Parkplatz besteht 
aus mehreren Parkständen.

Durchschnittswert, der manchmal noch heute in der 
Öffentlichkeit herumgeistert. Van Ommeren, Wentink 
und Rietveld (2012) zeigen für die Niederlande, die 
vergleichbar mit Deutschland hinsichtlich der Motive 
für das cruising for parking sind, eine durchschnitt
liche Zeit von 36 Sekunden pro Fahrt. Cruising for  
parking ist bei einer durchschnittlichen Fahrtdauer 
von 20 Minuten zwar punktuell in größeren Städ­
ten ein Problem, primär aber ist es ein Problem der  
akademischen Forschung und der langsamen Ver­
breitung neuerer Forschungsergebnisse in der Öffent­
lichkeit. Wichtig jedoch ist, dass die Parkraumbewirt
schaftung einer Stadt flächendeckend so ausgestal­
tet wird, dass sich das Suchen nach preisgünstigeren 
Parkständen nicht lohnt. Für einzelne kostenfreie 
Dauerparkstände, oder das Übersehen von nicht 
regelkonformen Parken, ist kein Platz in der Stadt. 
Subventioniertes Parken durch Geschäfte oder Shop­
ping Malls hingegen verursacht kein cruising for  
parking und ist deshalb unschädlich (vgl. Molenda und 
Sieg 2018).

INEFFIZIENTE BESTEUERUNG, ABER 
SCHWIERIGERE LÖSUNG: VOM ARBEITGEBER 
BEREITGESTELLTE PARKSTÄNDE

Viele Arbeitgeber stellen ihren Mitarbeitern Parkflä­
chen unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung. 

Nach aktuellem Steuerrecht muss der Geldwert 
des Vorteils von den Mitarbeitern nicht versteuert 
werden, wenn die Bereitstellung überwiegend im 
betrieblichen Interesse liegt, der Wert unter 44 Euro 
im Monat liegt oder nur Billigkeitsgründe bestimmend 
sind. Diese Gründe gelten in der Regel, so dass der Vor­
teil der unentgeltlichen Parkstandnutzung nicht ver­
steuert wird. In solcher Weise subventioniertes Parken 
verbilligt das Pendeln mit dem Pkw, verbraucht Flä­
chen, die für produktivere Zwecke verwendet werden 
könnten und verursacht Stau, Luftschadstoffe sowie 
Lärm. Darüber hinaus ist es eine Umverteilung zwi­
schen den Arbeitnehmern in Richtung der Pkw-Pend­
ler. Van Ommeren und Wentink (2012) schätzen für 
die Niederlande einen Wohlfahrtsverlust in Höhe 
von 10% der Arbeitgeberkosten für die Parkplätze. 
Die erhöhte Luftverschmutzung und die verschärfte 
Stausituation sind dabei nicht einmal berücksich­
tigt. Hier eine Abhilfe zu schaffen, ist jedoch schwie­
rig. Bei vielen Arbeitnehmern, und alle Arbeitnehmer 
mit Dienstwagen werden sich darauf berufen, liegt 
die Bereitstellung von Parkmöglichkeiten im betrieb­
lichen Interesse. Solange im Einkommensteuerrecht 
das Nettoprinzip gilt, müssen die Pendelkosten als 
Werbungskosten anerkannt werden. Eine Steuer­
pflicht der von Arbeitgebern bereitgestellten Parkflä­
chen würde zwar eine Steuererhöhung an der Grenze 
bewirken und so das Pkw-Pendeln verteuern, jedoch 
zur Folge haben, dass mehr Arbeitnehmer tatsächli­
che Beträge geltend machen oder sogar die Pauschale 
erhöht werden muss.
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FALSCHE SUBVENTIONIERUNG UND EINFACHE 
LÖSUNG: BEWOHNERPARKEN

In den 1960er Jahren des letzten Jahrhunderts verlo­
ren innerstädtische Wohngebiete an Attraktivität. In 
dieser Zeit des Leitbildes einer »autogerechten Stadt« 
beförderte die verbesserte Verfügbarkeit von Pkw 
und die schwierige Parksituation in der Stadt eine 
Stadt-Umland-Wanderung (vgl. Molenda 2016). Um die 
Wohnqualität in den städtischen Altbauquartieren zu 
erhöhen, um gebietsfremde Dauerparker zu verdrän­
gen und den Verkehr zu reduzieren, sollten Bewoh­
ner innerstädtischer Quartiere bei der Nutzung von 
Parkständen bevorzugt werden. Seit 1980 sind Städte 
befugt, Sonderparkberechtigungen für – damals noch – 
»Anwohner« auszustellen. 

Laut Nr. 265 der Gebührenordnung für Maß­
nahmen im Straßenverkehr (GebOSt) dürfen Städte 
Gebühren zwischen 10,20 Euro und 30,70 Euro pro 
Jahr für das Ausstellen eines Bewohnerparkausweises 
erheben, wobei der Großteil der Städte an der oberen 
Grenze agiert. Im Vergleich zu den Marktpreisen, die 
für einen privaten Stellplatz verlangt werden, ist diese 
Gebührenhöhe insgesamt sehr gering. Zwar garan­
tiert ein Bewohnerparkausweis nicht die Verfügbar­
keit eines Parkstands, da in der Regel mehr Ausweise 
ausgestellt werden als Parkstände vorhanden sind, 
jedoch wird eine private Stellplatzmiete eher mehr 
als das 20-fache der Gebühr betragen. Hier findet also 
eine massive Subventionierung in der Größenordnung 
von grob geschätzt über 500 Euro pro Jahr und Pkw 
statt. Diese Subventionierung von Parken erhöht die 
Pkw-Nachfrage und den Pkw-Verkehr, wirkt indirekt 
regressiv, da überwiegend einkommensstarke Haus­
halte bzw. die Eigentümer der Häuser über erhöhte Mie­
ten profitieren, und ist vor dem Hintergrund gewandel­
ter Lebensweisen und der aktuellen Attraktivität von 
Städten nicht mehr zeitgemäß. Durch eine Änderung 
der Gebührenordnung im Straßenverkehr sollte den 
Städten die Möglichkeit gegeben werden, Bewohner­
parkausweise zu Preisen anzubieten, die den Oppor­
tunitätskosten der benötigten Flächen entsprechen. 
Durch den Rückgang der Nachfrage nach Parkständen 
würden Flächen für Fußgänger und Radfahrer frei. Mit 
den Gebühreneinnahmen könnte der Umbau und auch 
die Ausstattung der Parkstände mit Elektroladefunk­
tion finanziert werden. 

Die Änderung der Gebührenordnung für Maßnah­
men im Straßenverkehr ist politisch relativ einfach. Die 
Änderung der Gebühren in den Städten wird schwieri­
ger. Die negativ Betroffenen, die Eigentümer der Häu­
ser in den städtischen Altbauquartieren, würden ihren 
Einfluss im politischen Prozess nutzen, um eine markt­
gerechte Bepreisung des Parkens zu verhindern. Die- 
jenigen Städte aber, die einen solchen Widerstand über­
winden könnten, würden relativ einfach und schnell die 
Verkehrssituation verbessern. 
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David Stadelmann

David Stadelmann*
Lenken statt verbieten:  
Freie Fahrt und bessere Luft 
dank Maut

Die Grenzwerte für Luftverschmutzung werden in zahl­
reichen deutschen Städten überschritten. Dies ist 
nicht erst seit dem Dieselskandal der Fall. Allerdings 
wird jetzt über Maßnahmen diskutiert, wie Umwelt- 
und Luftqualität verbessert werden könnten. Die For­
derung, mit Geboten und Verboten das festgestellte 
Verschmutzungsübel zu beseitigen, ist eine typische 
Reaktion der Politik. Ein Ausbau des öffentlichen Perso­
nennahverkehrs (ÖPNV) und der Gedanke, diesen gra­
tis zu machen, sind ebenfalls im Gespräch. Eine wirk­
same Alternativmaßnahme, die in ökonomischen Lehr­
büchern oft erwähnt wird, fehlt jedoch in der Debatte: 
Verkehrsmengenlenkung mittels City-Maut. 

Umweltschäden in Form dreckiger Luft stellen 
negative externe Effekte und damit Marktversagen dar. 
Gute Ökonomen sind nicht Prediger uneingeschränkter 
Märkte, sondern Spezialisten für Marktversagen und 
dessen Heilung. Derzeit übernutzen Autofahrer bei 
Stadtfahrten die knappe Ressource »gute Luft«, weil 
diese zu einem Preis von null erhältlich ist. Würde eine 
City-Maut für reine Luft entsprechend ihrer Bewertung 
durch die Gesellschaft verlangt, käme es zu einer Inter­
nalisierung der externen Kosten. Eine Maut entspricht 
der ökonomischen Idee einer »Pigou-Steuer«. Mit ihr 
werden die Kosten der Verschmutzung jenen angelas­
tet, die sie verursachen. Das Verursacherprinzip wird 
durchgesetzt.

Praktisch kann eine City-Maut in Form einer 
Tagesgebühr für Fahrten in Städten mit hoher Umwelt­
belastung eingeführt werden. Eine Maut darf sich 
dabei nicht auf einzelne Treibstofftypen beschränken, 
sondern muss alle zur Verschmutzung beitragenden 
Typen einschließen. Insbesondere sollte eine Maut 
nicht auf Dieselfahrzeuge beschränkt werden, da  
Benzinmotoren ebenfalls zur Verschmutzung bei­
tragen. Die Erhöhung der Kosten für eine Stadtfahrt 
aufgrund einer City-Maut trägt zu einer Reduktion 
der Luftverschmutzung bei. Es werden nur noch jene 
Fahrten durchgeführt, deren Nutzen für die Fahrer 
höher als die Maut und damit kleiner als die durch 
die Stadtfahrt verursachten zusätzlichen negativen 
Effekte auf Mensch und Umwelt sind. Ideal und tech­
nisch möglich wäre es, die City-Maut nach Tages­
zeiten anzupassen sowie nach Verschmutzungs- 
zonen und je nach tatsächlicher Umweltbelastung 
des Autos zu differenzieren. Bei hoher Belastung wäh­
rend Hauptverkehrszeiten sollte die Maut höher lie­
gen als bei geringer Belastung, wenn die externen 

negativen Effekte geringer sind. Eine City-Maut führt 
nicht zu einer maximalen, sondern zu einer optimalen 
Umweltqualität, denn reine Luft ist eine Ressource, 
die ähnlichen wie andere Ressourcen sinnvoll genutzt 
werden kann. 

Wie vergleicht sich eine City-Maut zu den der­
zeit diskutierten Fahrverboten für Dieselfahrzeuge 
oder einem Gratisangebot für den ÖPNV? Indivi­
duelle Mobilität verursacht nicht nur externe Kos­
ten, sondern bringt viele Vorteile mit sich. Sprich, 
den Umweltkosten von Stadtfahrten stehen rele­
vante Nutzen gegenüber: Jemand vom Land kann 
zu einem Konzert in eine Stadt fahren, die Produkti­
vität kann sich erhöhen, etc. Ein Fahrverbot verbie­
tet die Realisierung der Nutzen von Stadtfahrten. Die 
City-Maut tut dies nicht! Im Vergleich zu Dieselfahr­
verboten diskriminiert eine Stadtfahrtmaut weniger 
und eine Nutzung von Preismechanismen statt Ver­
boten erlaubt die Wahrung der Verhältnismäßigkeit. 
Ein Fahrverbot ist äquivalent zu einer unendlich teu­
ren Maut, was vermutlich im Regelfall nicht verhältnis­
mäßig und höchst selten optimal ist. Ein Dieselfahr­
verbot macht Dieselautos zumindest für Stadtfahren 
wertlos, weil diese dazu nicht mehr verwendet wer­
den können. Eine City-Maut macht Stadtfahrten hin­
gegen nur kostspieliger. Damit sind die Verteilungs­
wirkungen einer Stadtfahrtmaut bedeutend klei­
ner als jene von Verboten. Berücksichtigt man noch, 
dass sich reichere Bürger eher zwei Fahrzeuge leisten, 
gegebenenfalls sogar ein Elektroauto, wird die Diskri­
minierung durch Dieselfahrverbote noch offensichtli­
cher. Eine City-Maut erlaubt außerdem, unterschied­
lich umweltbelastende Fahrzeugtypen höher oder tie­
fer zu belasten, was sie flexibler als Verbote macht. Mit 
einer Maut erübrigt sich die ganze Diskussion um Aus­
nahmen von Fahrverboten für, je nach Interessenver- 
treter, »wichtige« Fahrten wie z.B. Lieferdienste, 
Handwerker, Werkverkehr, etc.

Ein Vergleich der City-Maut zum Vorschlag eines 
kostenlosen ÖPNV ist erhellend. Zuerst sei erwähnt, 
dass ein Gratis-ÖPNV natürlich nicht kostenlos ist. Zu 
den vom Gratis-ÖPNV verursachten Kosten zählen ins­
besondere finanzielle Kosten aufgrund noch höhe­
rer Subventionen, wenn die Nutzer keinen Beitrag 
mehr leisten. Dürfen die Nutzer gratis fahren, müs­
sen andere, vermutlich die Steuerzahler, die Kosten 
tragen. Daneben verursacht der ÖPNV externe Kos­
ten, wenn auch nach Abzug von Subventionen in subs
tanziell geringerem Ausmaß als der Individualverkehr. 
Mobilität mittels ÖPNV ist ein knappes Gut, von dessen 
Nutzung Konsumenten durch die Pflicht zum Fahrkar­
tenkauf ausgeschlossen werden können. Wird dieses 
Gut plötzlich gratis angeboten, wird genau das glei­
che passieren wie derzeit beim mit null bepreisten 
knappen Gut »reine Luft«. Sprich, es wird zu einer sys­
tematischen Übernutzung des ÖPNV kommen, und es 
wird mehr mit Bus, Tram, Bahn gefahren als notwen­
dig wäre, denn es ist ja für den jeweiligen Nutzer gratis. 
Eine solche Übernutzung bei fehlenden Preisen lässt 

*	 Prof. Dr. David Stadelmann ist Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Universität Bayreuth, Research Fellow von CREMA (Center for 
Research in Economics, Management, and the Arts) und Mitglied des 
Walter-Eucken-Instituts.
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sich fast überall beobachten.1 Übernutzung und mas­
sive Subventionierung sind sicher nicht optimal, selbst 
wenn sich die Umweltqualität etwas verbessern sollte. 
Neben der Nachfrageausdehnung bei Nullpreis des 
ÖPNV sollte man weitere negative Konsequenzen feh­
lender Preisanreize auf die Angebotsseite nicht verges­
sen. So fällt es äußerst schwer, eine positive Qualitäts­
entwicklung des Gratis-ÖPNV-Angebots zu gewährleis­
ten, wenn sich dessen Nutzer bei Qualitätsproblemen 
nicht mehr durch individuelle Finanzierungsverwei- 
gerung in Form von Nichtfahren bemerkbar machen 
können. Derzeit haben die öffentlichen Verkehrsbe­
triebe auch gewisse Anreize, das Angebot auf jenen 
Strecken auszudehnen, die zahlende Kundschaft ver­
sprechen, also wo die Nachfrage groß ist. Bei Nullpreis 
ist es eher unwahrscheinlich, dass die dann steigende 
Nachfrage nach Mobilität besonderes Gewicht bei der 
Entscheidung über die Bereitstellung des ÖPNV-An­
gebots bekommt. Vielmehr werden politisch »wün­
schenswerte« Faktoren bei der Angebotsausdehnung 
eine zentralere Rolle spielen. Das sollte nicht erstau­
nen, denn durch den Nullpreis wird der ÖPNV subven­
tionsabhängiger und ist damit noch stärker politischen 
Interessen ausgeliefert. Im Vergleich vermeidet die 
City-Maut Überfüllung, bringt Einnahmen statt Sub­
ventionierung und verbessert die Umweltqualität. 

Nun mag gegen die City-Maut eingewendet wer­
den, dass manche Bürger einfach Stadtfahrten machen 
müssen. Das ist sicher richtig, und die relevanten Ent­
scheidungsträger sollten dieses Argument bei der Fahr­
verbotsdiskussion vielleicht durchaus berücksichti­
gen. Die Bürger werden von Fahrverboten bedeutend 
stärker betroffen als von einer City-Maut, da bei einer 
Maut weiter gefahren werden kann. Viele werden nach 
kostengünstigen Alternativen zur Maut suchen. Man­
che werden auf den ÖPNV ausweichen, womit sich für 
diesen neue Einnahmechancen bieten und es zu wirt­
schaftlich sinnvollen Angebotsausdehnungen kommt. 
Eine attraktive Alternative ist, das Auto durch Fahr­
gemeinschaften besser auszulasten. Allzu oft befin­
det sich heute nur der Fahrer im Auto. Schon ein Bei­
fahrer würde die Verschmutzung pro Kopf auf etwa 
die Hälfte reduzieren. Eine Gemeinschaftsnutzung vor­
handener Diesel- und Benzinautos dank City-Maut ver­
spricht daher besonders hohe Effizienz- und Umwelt­
gewinne. Manche Unternehmen könnten zur Akquirie­
rung und Haltung von Fachkräften sogenannte fringe 
benefits in Form einer Sammelbeförderung durch 
firmeneigene Omnibusse anbieten, was unter Umstän­
den sogar steuerliche Vorteile bringen kann. Viele Bür­
ger werden sich überlegen, ob ihre Fahrtstrecke nicht 
hin und wieder mit dem Rad zurücklegbar wäre und 
dieses an schönen Tagen im Jahr verwenden. Fahrrad
1	 An der Heimuniversität des Autors dieses Artikels sind die Park­
plätze gratis. Ab 8:30 Uhr ist es unmöglich noch einen freien Park­
platz zu finden. Es ist unwahrscheinlich, dass Studierende in Bay­
reuth weniger umweltfreundlich sind als anderswo in Deutschland 
und daher vermehrt mit dem Auto zur Universität kommen. Wahr­
scheinlicher sind es die Gratisparkplätze, gekoppelt mit geringeren 
Zeitkosten der Studierenden bei der Parkplatzsuche, die erklären, 
weshalb viele auf das Auto zurückgreifen. 

anbieter werden den Slogan »Gesund bleiben, Fahr­
rad nehmen, Maut sparen« nutzen. An anderen Tagen 
bietet sich eventuell die Möglichkeit, im Homeoffice 
zu arbeiten und Beruf mit Familie zu verbinden. Und 
natürlich werden indirekt Anreize zum Kauf von zurzeit 
hochgelobten Elektroautos gesetzt, die zumindest in 
den Städten keine Luft verschmutzen und daher einer 
reduzierten City-Maut unterliegen könnten. Gewisse 
externe Kosten in den Städten verursacht aber auch 
das Fahren von Elektroautos aufgrund von Unfäl­
len und Staus. Wichtig ist bei alledem zu realisieren, 
dass jede Stadtfahrt insbesondere mit Verbrennungs- 
motoren zu tatsächlichen Umweltkosten in den Städten 
führt, die derzeit nur nicht von den Verursachern getra­
gen werden, sondern von den unter der Verschmutzung 
leidenden Bürgern. Ebenso spielt es für die Umwelt 
keine Rolle, ob ein wohlhabender oder ärmerer Bürger 
mit dem Auto in die Stadt fährt, weshalb die Maut nicht 
einkommensabhängig gestaltet sein sollte. Wem es 
trotzdem untragbar erscheinen mag, von den Verursa­
chern der Umweltverschmutzung in den Städten eine 
Abgeltung der Nutzung der Ressource »reine Luft« zu 
fordern, der könnte auf eine pauschale Steuervergüns­
tigung drängen. Solange die Steuervergünstigung pau­
schal und unabhängig von der Anzahl der Stadtfahrten 
erfolgt, ergeben sich weiterhin Anreize, das Auto ste­
hen zu lassen und nach Alternativen zu suchen, um die 
Maut zu sparen.

Oft wird behauptet, eine City-Maut reduziere das 
Verkehrsaufkommen nicht. Erfahrungen mit der Maut 
in der Praxis, wie z.B. in London, zeigen, wenig überra­
schend, dass die Bürger sehr wohl auf Preise reagieren 
und die Fahrten reduzieren. Natürlich hängt der Rück­
gang der Stadtfahrten von der Höhe der City-Maut ab. 
Und selbst im sehr theoretischen Falle einer völlig un- 
elastischen Nachfrage nach individueller Mobilität mit 
dem Auto wäre eine nach gesellschaftlichen Grenzkos­
ten festgesetzte Maut weiterhin optimal. Realistischer 
ist eine mautbedingte Substitution von individuellen 
Stadtfahrten hin zu Gemeinschaftsfahrten, zum ÖPNV, 
zum Fahrrad oder anderen Alternativen. 

Neben der Umweltverbesserung durch die City-
Maut ergeben sich eine Reihe weiterer positiver Effekte. 
Da weniger gefahren wird, kommt es zu einer Reduk­
tion von Staus. Staus haben nicht nur negative Konse­
quenzen für die Umwelt, sondern führen auch zu hohen 
Zeitkosten für jene, die in ihnen stecken. Durch die Ver­
kehrsreduktion wird das Finden eines Parkplatzes leich­
ter. Die besondere Attraktivität einer City-Maut liegt 
jedoch in ihrer zweiten Rendite. Neben der Umwelt
verbesserung generiert sie nämlich Einnahmen. Diese 
Einnahmen sollten den Städten zugutekommen, die 
die Maut erheben. Es gilt, das Prinzip der institutionel­
len Kongruenz durchzusetzen und damit Zahler, Nutz- 
nießer und Entscheider der Maut möglichst unter ein 
Dach zu bringen. Vor allem die Stadtbürger müssen 
die Kosten der Maut und der Luftverschmutzung tra­
gen und sollen daher von den Einnahmen profitieren. 
Es spricht sich von selbst, dass es daher keine Ausnah­
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Heiner Monheim

men für Stadtbewohner von der City-Maut geben sollte, 
denn sie tragen zur Entstehung externer Kosten bei, 
wenn sie mit dem Auto fahren. 

Bei der Verwendung der Einnahmen sollte dar­
auf geachtet werden, diese nicht in einen Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs fließen zu lassen. Durch die City-
Maut tragen die Autofahrer die wahren Kosten der 
individuellen Mobilität. Daher gibt es keinen Grund 
für eine Subvention des ÖPNV, die sich bisher ökono­
misch auch mit den nicht bepreisten negativen Effek­
ten auf die Umwelt rechtfertigte. Die City-Maut interna­
lisiert die externen Effekte und lastet sie den Verursa­
chern an, womit Privatverkehr und ÖPNV gleich lange 
Spieße im Wettbewerb bekommen. Somit kann sogar 
eine dreifache Rendite erzielt werden: Die Umweltqua­
lität verbessert sich, die Einnahmen steigen, und die 
Subventionen können reduziert werden. Damit stünde 
den Städten dringend benötigtes Geld zur Investition in 
Schulen, für eine Ausdehnung des Wohnungsbaus oder 
für andere Maßnahmen zur Erhöhung ihrer Attraktivi­
tät als Wohn- und Arbeitsort zur Verfügung. Insbeson­
dere eine Ausdehnung des Wohnraumangebots in den 
Ballungszentren sorgt für weniger schnell steigende 
Preise, selbst wenn die Stadt als Wohnort dank gerin­
gerer Umweltverschmutzung noch attraktiver wird. 

Bei all diesem Potenzial stellt sich die Frage, warum 
eine City-Maut nicht schon längst Realität in deutschen 
Städten ist. Hierfür gibt es drei Hauptgründe. Erstens 
sind rechtliche Gebote und Verbote verwurzelter im 
Denken von Politik und Verwaltung als die Funktions­
weise ökonomischer Anreizmechanismen. Beamte sind 
häufig hervorragend rechtlich, aber vergleichsweise 
schwach ökonomisch ausgebildet. Preislösungen müs­
sen daher immer von neuem in die Debatte gebracht 
werden. Zweitens kann eine Mautlösung zwar ein 
gesellschaftliches Optimum darstellen. Realisiert wird 
jedoch ein politisch-ökonomisches Gleichgewicht, 
das den relativen Stärken aller an der Entscheidung 
beteiligten Gruppen im politischen Prozess Rechnung 
trägt. Dabei sind insbesondere der Einfluss der Büro­
kratie und von Umweltorganisationen nicht zu unter­
schätzen, die oft skeptisch gegenüber dem Selbst- 
steuerungspotenzial von Preismechanismen sind. Drit­
tens sind die Bürger selbst skeptisch gegenüber einer 
Maut. Dies liegt nicht daran liegt, dass sie nach Erklä­
rung deren Vorteile im Vergleich zu anderen Vorschlä­
gen im Umweltbereich nicht verstehen. Vielmehr rech­
nen sie intuitiv und möglicherweise zu Recht damit, 
dass eine Maut nicht nur als Lenkungsinstrument im 
Umweltbereich verwendet wird, sondern nach Ein
führung zu einem nahezu reinen Einnahmengene­
rierungsinstrument verkommen kann. Kein Bürger 
möchte am Ende nur abkassiert werden! Zentral wäre 
daher, die Bürger bei der Diskussion zur Reduktion der 
Umweltbelastung in Städten stärker zu beteiligen und 
institutionelle Vorkehrungen zu treffen, damit durch 
eine Mautlösung tatsächlich ein gesellschaftliches 
Umweltoptimum erreicht wird.

Heiner Monheim*
Weniger Autos, selektive 
Autonutzung, Ausbau des 
Umweltverbundes – Energie-
sparen als klimaschonender 
Trend 

Die klimapolitischen Notwendigkeiten zwingen zur 
Beendigung der verschwenderischen Verbrennung fos­
siler Treibstoffe. Architekten bauen Niedrig- und Plus
energiehäuser. Handwerker entdecken im Energiespa­
ren neue Märkte, vor allem bei der Wärmedämmung 
von Altbauten. Gerätehersteller betonen die Energie­
effizienz als wichtiges Verkaufsargument. Die Indus
trie steigert die Energieeffizienz ihres Maschinenparks. 
Energiesparen schafft einen lukrativen Markt mit star­
ken Wachstumsraten und Beschäftigungschancen.

KFZ-VERKEHR SPAREN ALS TABU

Der Verkehr allerdings sperrt sich gegen eine vergleich­
bare Sparstrategie. Seine Verbrauchs- und Emissions­
volumina steigen weiter, in Deutschland und erst Recht 
im globalen Maßstab, weil die Massenmotorisierung in 
immer mehr Teilen der Welt fortschreitet. Die am deut­
schen Automarkt dominierenden »SUV« werden immer 
schwerer, schneller und durstiger. Die Autohersteller 
verweigern den notwendigen Paradigmenwechsel von 
den großen übermotorisierten SUVs zu kleinen, platz-
und spritsparenden Effizienzautos. Zwar experimen­
tieren sie auf Mikroniveau auch mit dem Einstieg ins 
Carsharing, die digitale Aufrüstung und das autonome 
Fahren, aber dieses »Alibi« hindert sie nicht am mas­
senhaften Export von Klimakillern.

Und auch Bund, Länder und Kommunen verwei­
gern die notwendige Verkehrswende zum Ausstieg 
aus der Massenmotorisierung, zur Verringerung des 
Kfz-Verkehrsaufkommens und der Fahrleistung. Statt­
dessen investieren sie weiter Milliarden für Neu- und 
Ausbau des Straßennetzes und Parkraums. 

PRIVILEGIERTER AUTOVERKEHR, 
VERNACHLÄSSIGTER UMWELTVERBUND

Der Autoverkehr bleibt weiter privilegiert im Steuer­
recht mit der Dieselsubvention und der Dienstwagen­
regelung und im Bau- und Planungsrecht mit der Stell­
platzverordnung und im Straßenverkehrsrecht mit 
dem Primat des ungestörten Kfz-Verkehrsflusses und 
der stiefmütterlichen Behandlung des Fuß- und Rad­
verkehrs in der StVO. Fuß- und Radverkehr müssen sich 
mit minimalen Haushaltsmitteln begnügen. Und der 
ÖPNV wird – vor allem in der Fläche- weiter Opfer einer 

*	 Prof. Dr. Heiner Monheim ist Professor für Raumentwicklung und 
Landesplanung der Universität Trier und Mitinhaber des raumkom 
Instituts für Raumentwicklung und Kommunikation Trier.
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weit verbreiteten Sparpolitik der Aufgabenträger, weil 
es keine auskömmliche Finanzierungsgrundlage für die 
nötigen Investitionen und Betriebskosten gibt. 

WAHRE PREISE MIT HILFE EINER INTELLIGENTEN 
MAUT WÜRDEN HELFEN

Eine fahrleistungs-, gewichts- und emissionsabhängige 
Pkw-Maut würde vieles in der Verkehrsentwicklung 
ändern. Sie würde auf allen Straßen gelten. Sie würde 
die hohen direkten und indirekten Kosten des Auto­
verkehrs auf die Fahrleistung umlegen. Sie würde 
die Mauthöhe zudem nach Straßenkategorien, Ver­
kehrsdichte und Empfindlichkeit des städtebaulichen 
Umfeldes staffeln. Zu einer intelligenten Maut würden 
auch eine Erweiterung der Lkw-Maut auf alle Gewichts­
klassen und das gesamte Straßennetz gehören. Eine 
intelligente Maut würde viel an der Konkurrenzfähig­
keit der Schiene verändern. Denn der Schienenverkehr 
wird durch die dort aus Trassen- und Stationsgebühren 
bestehende Schienenmaut massiv verteuert und in sei­
ner Konkurrenzfähigkeit geschwächt.

Eine intelligente Maut ist ein ausreichend differen­
zierbares, hoch wirksames Instrument, das neue Tech­
niken angemessen nutzt. Sie unterscheidet sich kate­
gorial von der technisch völlig anspruchslosen, steue­
rungsblinden pauschalierten Vignettenmaut, die die 
Möglichkeiten der digitalen Verkehrsregulierung nicht 
nutzt. 

Wegen des besonders großen Netzanteils der 
Gemeindestraßen und der beachtlichen Fahrleistung 
auf Gemeindestraßen würden die Gemeinden einen 
angemessenen Anteil an den Mauteinnahmen erhal­
ten. Das würde den Kommunen beachtliche Einnah­
men sichern. Damit könnten die Kommunen dann end­
lich den Umweltverbund ausbauen. 

FAHRVERBOTSSTRATEGIEN SIND UNTAUGLICH

Fahrverbotsstrategien als Reaktion auf die Grenz­
wertüberschreitungen bei Luftschadstoffen dagegen 
helfen wenig. Sie wirken nur punktuell in kleinen Teilen 
des Straßennetzes. Sie sind schwer administrierbar. 
Sie führen lediglich zu räumlichen Problemverlagerun­
gen. Gebraucht wird dagegen eine systemische Stra­
tegie, die im ganzen Land und damit natürlich auch in 
allen überlasteten Teilen des Straßennetzes den Auto­
verkehr deutlich verringert. 

HAUPTPROBLEM GERINGE EFFIZIENZ DES 
AUTOVERKEHRS

Neben dem Emissionsproblem ist das weltweite Haupt­
problem des Autoverkehrs seine systemimmanente 
Ineffizienz. Jeder Pkw braucht einen eigenen Motor, 
der aber weniger als 50 Minuten am Tag genutzt wird. 
160 Mio. leere Autositze werden täglich über Deutsch­
lands Straßen gefahren, unter sehr ungünstigen Last­
bedingungen mit nur einer Person, Kaltstart, Stop- 

und Go-Betrieb bei den vielen Kurzstreckenfahrten. 
Die deutsche Pkw-Flotte belegt ca. 160 Mio. Stellplätze 
(in den Wohngebieten, an den Arbeits- und Ausbil­
dungsstätten, den Einkaufssorten, den Sport- und Frei­
zeiteinrichtungen etc.). Diese Stellplätze und die stetig 
wachsenden Fahrbahn- und Kreuzungsflächen blo­
ckieren wertvollen öffentlichen Raum und behindern 
dadurch eine kompakte Stadtentwicklung. Suburbia 
wird wegen der Fixierung auf den Autoverkehr immer 
weiter zersiedelt. Der Autoverkehr hat eine minimale 
Flächeneffizienz. Diesbezüglich sind ihm Fußverkehr, 
Fahrradverkehr und ÖPNV haushoch überlegen.

KONSISTENTE GESAMTVERKEHRSPOLITIK FEHLT

Angesichts der Herausforderungen ist beängstigend, 
dass in Deutschland eine konsistente Gesamtverkehrs­
strategie auf der Ebene des Bundes und der Länder 
fehlt. Allenfalls einzelne, besonders problembewusste 
Kommunen schaffen es, eine gegenüber dem Auto­
verkehr angemessen kritische Verkehrsentwicklungs­
planung zu konzipieren und umzusetzen, mit einem 
modernen Modal Split von 25% Fußverkehr, 25% Rad­
verkehr, 25% Öffentlichem Verkehr und 25% Autover­
kehr (so z.B. Freiburg). Aber die Potenziale für weniger 
Autoverkehr sind noch größer angesichts der hohen 
Kurzstreckenanteile am Autoverkehr und der neuen 
Dynamik im Radverkehr Dank Pedelec, Lastenrädern, 
Leihfahrradsystemen und Radschnellwegen.

BUND BLEIBT AUTOFIXIERT UND BENACHTEILIGT 
MASSIV DIE BAHN

Der Bund hat seine Verkehrspolitik weiter auf eine För­
derung der Massenmotorisierung durch autofreund­
liche Rahmensetzungen und massiven Infrastruktur­
ausbau ausgerichtet. Im Schienenbereich dagegen hat 
er jahrzehntelang tatenlos zugesehen, wie die Bahn 
immer mehr Bahnhöfe und Gütergleise vom Netz abge­
hängt und immer mehr Oberzentren vom Fernverkehr 
abgeklemmt hat. Bei der Bahnreform hat er den gra­
vierenden Webfehler verantwortet, die Fernbahn und 
die Güterbahn dem Eigenwirtschaftlichkeitsdiktat zu 
unterwerfen. Eine Eigenwirtschaftlichkeit der Straßen 
im Personen- und Güterverkehr dagegen gibt es nicht. 
Das Ergebnis war ein weitgehender Rückzug der Güter­
bahn und der Fernbahn aus der Fläche mit dem Resul­
tat einer totalen Überforderung des Fernstraßennetzes 
durch massenhaften Lkw-Verkehr und endloser Staus 
rund um Ballungsräume und Großstädte. Die Fort­
schritte in der digital basierten Land- und Stadtlogis­
tik und einfachen Umschlagtechnik (ACTS und Selbst­
verlad mit Gabelstaplern) und Fahrzeugtechnik (Cargo 
Sprinter, Gütertram, Automatikkupplung) können so 
nicht genutzt werden. Hätten wir eine regionalisierte 
Aufgabenträgerschaft für die Güterbahnen und eine 
Aufgabenträgerschaft des Bundes als Besteller für Fern­
bahnleistungen, dann würden alle Mittelzentren mit IR 
Verbindungen und alle Oberzentren mit IC/EC/ICE-Ver­
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bindungen in einem konsistenten Deutschlandtakt 
angebunden und in allen Regionen gäbe es Güter-Regi­
onal- und Güter-S-Bahnen. Die Straßen wären »entlas­
tert«, »entstaut« und emissionsvermindert.

NETZAUSBAU BEI DEN BAHNEN

Für solche Anforderungen müssten der Bund und DB 
Netz ihre Ausbaustrategie endlich vom »Kopf wieder 
auf die Füße stellen«. Die akuten Kapazitätsprobleme 
im Kernnetz der Hauptmagistralen und großen Netz­
knoten müssten mit Priorität beseitigt werden, statt 
sich auf wenige, sündhaft teure Großprojekte der 
Hochgeschwindigkeit und Immobilienprojekte der 
21er Bahnhöfe (z.B. Stuttgart 21) zu konzentrieren. Das 
seit der Ära Mehdorn grassierende Rausreißen von Wei­
chen und Überholgleisen und Zentralisieren der Stell­
werke muss beendet werden. Stattdessen ist dringend 
ein strategisch ausgewogener Netzausbau erforder­
lich, mit Erweiterung der Gleiskapazitäten durch mehr 
Weichen und Überholgleise und eine moderne, leis­
tungsoptimierende Betriebsabwicklung. Den strategi­
schen Rahmen für die weitere Netzentwicklung bildet 
der Deutschlandtakt, der eine einheitliche Systemqua­
lität im ganzen Land gewährleistet und die Wartezeiten 
an den Knoten minimiert. An ihm muss sich der Ausbau­
bedarf orientieren. Dabei muss man ausgehend vom 
Erfolg der urbanen S-Bahnen im ganzen Schienennetz 
zahlreiche neue Haltepunkte einrichten, um mehr Kun­
dennähe zu sichern. Und der Bahnlärmschutz muss sehr 
viel kreativer konzipiert und schneller umgesetzt wer­
den. Anstelle der teuren und langwierigen klassischen 
Lärmschutzwände sind Lärmdämmung mit schie­
nennahen, kniehohen Dämmelementen und Gummi- 
elementen an Schienen und Waggons angesagt. 

KREATIVE TARIFPOLITIK

Nach dem Vorbild der erfolgreichen Semestertickets, 
Kombitickets und Hoteltickets (die umlagefinan­
ziert werden) wird parallel zum Deutschlandtakt das 
Deutschlandticket eingeführt, als umlagefinanzier­
tes Bürgerticket oder »Bahn Card 100 für Alle«. Also 
kein echter »0-Tarif«, sondern ein umlagefinanzier­
tes Flat-Rate-Ticket, das die Nutzungsintensität des 
öffentlichen Verkehrs im Nah- und Fernverkehr massiv 
steigert. Natürlich erfordert das massive Kapazitätser­
weiterungen, die vor allem durch Taktverdichtung und 
Netzausbau, für die dann ja genug Geld (zusätzlich zu 
den Mauteinnahmen) da ist, erreicht werden. 

AUCH DER LÄNDLICHE RAUM BRAUCHT EINE 
VERKEHRSWENDE

Ein Grundfehler deutscher Verkehrspolitik ist die 
Annahme, dass zwar im urbanen Raum der Umwelt­
verbund Priorität haben könne, aber im ländlichen 
Raum das Auto dominieren müsse. So kann man die 
klimapolitischen Ziele nicht erreichen. Und angesichts 

der engen Verflechtungen zwischen urbanem, subur­
banem und ländlichem Raum durch die vielen Pendler­
verkehre und mehr auf die Peripherie mit ihren schönen 
Landschaften ausgerichteten Freizeit- und Urlaubsver­
kehre braucht auch der ländlichen Raum eine Verkehrs­
wendestrategie. Mit innovativen, differenzierten Bus- 
und Bahnkonzepten und Taktverkehrsangeboten (bei 
viel höherem Anteil von Mini- und Midibussen) wird die 
Akzeptanz des ländlichen ÖPNV massiv gesteigert. Der 
ländliche ÖPVN bedient auch den Einkaufs- und Frei­
zeitverkehr. Alle ländlichen Regionen sind an die Fern­
bahn und Güterbahn sowie landesweiten Plusbusnetze 
angebunden.

URBANE SCHIENENNETZEXPANSION

Auch die kommunalen Schienenverkehre müssen sich 
strategisch neu ausrichten. Auch kleinere Großstädte 
und die meisten Mittelzentren brauchen s-bahnähnli­
che Schienensysteme. Deswegen muss die unheilvolle 
Konzentration auf wenige, zeit- und kostenaufwän­
dige Tunnelprojekte des U- und Stadtbahnbaus abge­
löst werden von einer breiten Schienenoffensive für 
moderne Niederflurbahnen (Tram- und Überlandtram 
nach französischem Vorbild mit guter städtebaulicher 
Integration). Priorität brauchen Netzerweiterungen 
für Stadt-Umlandbahnen im suburbanen Raum und 
für Netzverdichtungen durch mehr tangentiale Verbin­
dungen. Die Fördersysteme müssen viel mehr auf die 
Netzwirksamkeit achten. Auch eine Reaktivierung alter 
Strecken ist notwendig. Neben den klassischen Schie­
nenverkehrsmitteln sind auch urbane Seilbahnen eine 
innovative Option für Netzerweiterungen. In anderen 
Teilen der Welt kommen sie bereits sehr erfolgreich 
zum Einsatz, in Deutschland bisher nur in wenigen Aus­
nahmen als Veranstaltungsbahnen (z.B. BUGA Koblenz 
und IGA Berlin). 

VORSICHT MIT DER E-AUTO-HYPE

Bislang beruhigt der Bund sein schlechtes Gewissen in 
Sachen Autoverkehrswachstum mit der Hoffnung auf 
Elektroautos und modernes Verkehrssystemmanage­
ment. Die E-Autos sollen das Emissionsproblem lösen. 
Und intelligente Navis und Ampeln sollen die Autos am 
Stau vorbeilenken. Aber massenhaften Autoverkehr 
kann man auch elektrisch nicht effizient und staufrei 
machen. Und lebenswerte Städte und Dörfer lassen 
sich mit privilegiertem, ungebremstem Autoverkehr 
nicht ermöglichen. Wo Busse und Bahnen sowie Fuß- 
und Radverkehr nicht angemessen gefördert werden, 
landet man immer im Stau. Ein fataler Teufelskreis.

DIGITALE REVOLUTION UND SHARE-MODELLE 
BEFLÜGELN VERKEHRSWENDE

Der rasante Fortschritt der Digitalisierung bietet der 
Mobilität neue Optionen. In Kombination mit der neuen 
Sharing Economy können Carsharing, Ridesharing und 
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Bikesharing aus ihrer marginalen Nischenrolle zu eta
blierten Formen des sog. Paratransits weiterentwickelt 
werden. Digital vermittelte spontane Fahrgemeinschaf­
ten können die verbleibende Pkw-Flotte viel effizien­
ter machen. Systematisches Carsharing kann viele der 
bislang vom Parken belegten Flächen einsparen. Und 
systematisches Ridersharing, also intelligent organi­
sierte Mitnahme, könnte die Zahl der gleichzeitig rum­
fahrenden Autos massiv verringern. Dafür braucht man 
neue Rahmenbedingungen: Parkprivilegien für Car­
sharing, Haltestellen für Ridersharing, definierte Tarife 
für die Mitnahme, einheitliche Logistikplattformen für 
die digitalen Mobilitätsdienstleistungen.

Hier tauchen neue Anbieter auf, die möglichst flan­
kiert durch enge tarifliche Kooperation mit dem öffent­
lichen Verkehr das Mobilitätsangebot diversifizieren. 
Kombiniert mit der Option des autonomen Fahrens und 
der intelligenten Straße bietet die Digitalisierung die 
Chance, die Kleinstaaterei in den ÖPNV-Tarifen und der 
komplizierten straßenverkehrsrechtlichen Anordnun­
gen zu überwinden und die Verträglichkeit und Sicher­
heit des Kfz-Verkehrs zu optimieren. Umso wichtiger 
wird es, die Schnittstellen für die Kombination der ver­
schiedenen Verkehrsarten massiv auszubauen (Rad­
stationen, Bike & Ride, Mobilstationen). 

POLITIK ENDLICH IN BEWEGUNG BRINGEN

Angesichts der aktuellen Herausforderungen braucht 
die deutsche Verkehrspolitik einen modernen Gesamt­
verkehrsplan, der die Rollenverteilung der verschiede­
nen Verkehrsarten neu bestimmt, den Investitionsbe­
darf jeder Verkehrsart ermittelt und die ordnungs- und 
steuerpolitischen Rahmenbedingungen festlegt, unter 
denen eine Verkehrswende erfolgreich werden kann. 
Dabei darf es keine Tabus geben. Noch aber verschanzt 
sich die Bundesregierung hinter lang eingeübten Tabu­
ritualen. Tempolimits? Tabu. Intelligente, fahrleis­
tungsabhängige Pkw-Maut? Tabu! Strikte Grenzwerte? 
Tabu! Faire, wahre marktwirtschaftliche Preise für das 
Autofahren? Tabu! Autominderungskonzepte? Tabu! 
Massenmotorisierung muss endlich in Frage gestellt 
werden. Die linear trendverlängernden Prognosen des 
BVWP, die die klimapolitischen Grenzen ignorieren  
und postulieren, dass man mit weiterem Straßen
netzausbau dem Autoverkehrswachstum hinterher 
bauen müsse, gehören »makuliert«. Denn mit dieser 
Grundeinstellung kommt Deutschland nie aus dem 
Stau, bleibt innovationsfeindlich und verfehlt die kli­
mapolitischen Hausaufgaben.




